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Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung eines
Einzelfalles zur Feststellung, ob eine

Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Hamburger Hochbahn AG hat beim Rechtsamt der

Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation für den
barrierefreien Ausbau der U-Bahn-Haltestelle Feldstraße
eine Plangenehmigung gemäß § 28 Absatz 1 a des Personen-
beförderungsgesetzes (PBefG) beantragt. Nach der allge-
meinen Vorprüfung des Einzelfalles wird von der Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für dieses
Vorhaben abgesehen. Das Vorhaben kann nach Einschät-
zung der Plangenehmigungsbehörde auf Grund überschlä-
giger Prüfung unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kri-
terien keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkun-
gen haben, die nach § 12 UVPG zu berücksichtigen wären.
Diese Feststellung ist gemäß § 3 a Satz 3 UVPG nicht selbst-
ständig anfechtbar.

Hamburg, den 21. Juni 2013

Die Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation
Amtl. Anz. S. 957

Veränderung der Benutzbarkeit
einer öffentlichen Wegefläche

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:

Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-
sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die bestehende Widmung für die im Bezirk
Wandsbek, Gemarkung Wellingsbüttel, Ortsteil 517, bele-
gene Wegefläche Classenstieg (Flurstück 2226 teilweise),

vor Hausnummern 23 bis 25 verlaufend, mit sofortiger Wir-
kung für den öffentlichen Verkehr aufgehoben und auf den
Fußgänger- und Radfahrverkehr sowie den Anliegerver-
kehr bis 3,5 t zulässigen Gesamtgewichts beschränkt.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. Juni 2013

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 957

Veränderung der Benutzbarkeit
von öffentlichen Wegeflächen

Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen wird die bestehende Widmung für die im Bezirk
Wandsbek, Gemarkung Duvenstedt, Ortsteil 522, belegenen
Wegeflächen Duvenstedter Berg (Flurstück 3060 teilweise),
neben Hausnummer 47, zwischen Nummern 58 und 60
sowie vor Hausnummern 29 bis 23 b verlaufend, mit sofor-
tiger Wirkung für den öffentlichen Verkehr aufgehoben und
auf den Fußgänger- und Radfahrverkehr sowie den Anlie-
gerverkehr bis 3,5 t zulässigen Gesamtgewichts beschränkt.
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Der räumliche Umfang ergibt sich aus dem anliegenden
Lageplan, der Bestandteil der Veränderung der Benutzbar-
keit ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. Juni 2013

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 957

Widmung von Wegeflächen
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Nach § 6 des Hamburgischen Wegegesetzes in der Fas-

sung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit Ände-
rungen werden die im Bezirk Wandsbek, Gemarkung
Duvenstedt, Ortsteil 522, belegenen Wegeflächen Duven-
stedter Berg (Flurstücke 3060 teilweise, 3031 und 3026), von
Hausnummer 21 bis Duvenstedter Damm verlaufend, mit
sofortiger Wirkung dem öffentlichen Verkehr gewidmet -
ausschließlich der Wegefläche vor Hausnummern 6 bis 22.
Diese wird mit sofortiger Wirkung dem Fußgänger- und
Radfahrverkehr sowie dem Anliegerverkehr bis 3,5 t zuläs-
sigen Gesamtgewichts gewidmet. Auch ausschließlich des
Verbindungsweges, der zwischen den Häusern Nummern
14 und 16 verläuft. Dieser wird mit sofortiger Wirkung dem
Fußgängerverkehr gewidmet.

Die Flächen sind laut Senatsbeschluss vom 29. Januar
2002 Duvenstedter Berg benannt worden.

Der räumliche Umfang ergibt sich aus dem anliegenden
Lageplan, der Bestandteil der Widmung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
chen liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 6. Juni 2013

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 958

Entwidmung einer öffentlichen Wegefläche
Es ist beabsichtigt, folgende Verfügung zu erlassen:
Die Widmung für den im Bezirk Wandsbek, Gemarkung

Wandsbek, Ortsteil 510, belegenen Parkplatz Pappelallee/
Hammer Straße, Höhe Hausnummer 16 der Hammer Straße

liegend (Flurstücke 3741, 1416 teilweise und 1422 teil-
weise), wird gemäß § 7 des Hamburgischen Wegegesetzes in
der Fassung vom 22. Januar 1974 (HmbGVBl. S. 41, 83) mit
Änderungen mit sofortiger Wirkung aufgehoben. Die
Wegefläche ist für den öffentlichen Parkverkehr entbehr-
lich und wird entwidmet.

Der räumliche Umfang ergibt sich aus dem anliegenden
Lageplan, der Bestandteil der Entwidmung ist.

Der Plan über den Verlauf der oben genannten Wegeflä-
che liegt für die Dauer eines Monats während der Dienst-
stunden im Geschäftszimmer des Fachamtes Management
des öffentlichen Raumes des Bezirksamtes Wandsbek, Am
Alten Posthaus 2, Zimmer 215, 22041 Hamburg, zur Ein-
sichtnahme für jedermann öffentlich aus. Während dieser
Zeit können alle, deren Interessen durch die beabsichtigte
Maßnahme berührt werden, Einwendungen schriftlich oder
zu Protokoll des Fachamtes Management des öffentlichen
Raumes des Bezirksamtes Wandsbek vorbringen.

Nach Fristablauf erhobene Einwendungen werden nicht
mehr berücksichtigt.

Hamburg, den 11. Juni 2013

Das Bezirksamt Wandsbek
Amtl. Anz. S. 958

Aufstellungsbeschluss zur 1. Verordnung
über die Grenze des im Zusammenhang

bebauten Ortsteils in Kirchwerder
Das Bezirksamt Bergedorf beschließt, für ein Gebiet am

Kirchwerder Marschbahndamm im Bereich der Feuerwehr
Kirchwerder-Krauel eine Klarstellungs- und Ergänzungs-
verordnung gemäß § 34 Absatz 4 Nummern 1 und 3 des
Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung vom 23. Septem-
ber 2004 (BGBl. I S. 2415), zuletzt geändert am 22. Juli 2011
(BGBl. I S. 1509), aufzustellen.

Das Plangebiet umfasst im Wesentlichen Flächen der
Feuerwehr, des angrenzenden Kinderspielplatzes und des
Marschenbahndamms und wird wie folgt begrenzt: West-
und Nordostgrenzen des Flurstücks 4641 – Nordost- und
Südwestgrenzen des Flurstücks 4640 – über das Flurstück
4714 (Kirchwerder Marschbahndamm) – Südgrenze des
Flurstücks 4714 – über das Flurstück 4714 der Gemarkung
Neuengamme.

Durch die Verordnung sollen die Grenzen des im Zu-
sammenhang bebauten Ortsteils festgelegt werden und ein-
zelne Außenbereichsflächen in die im Zusammenhang be-
bauten Ortsteile einbezogen werden. Hierdurch sollen die
planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine kleinteilige
wohnbauliche Entwicklung in der Ortslage West-Krauel ge-
schaffen werden und in Abwägung mit landschaftsplaneri-
schen Belangen der Flächenbedarf der ansässigen Feuer-
wehr gesichert werden.

Eine Karte, in der das Gebiet farbig angelegt ist, kann
beim Fachamt Stadt- und Landschaftsplanung des Bezirks-
amtes Bergedorf, Wentorfer Straße 38 a, 21029 Hamburg,
montags bis donnerstags von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und
freitags von 8.00 Uhr bis 14.00 Uhr eingesehen werden.

Hamburg, den 2. Mai 2013

Das Bezirksamt Bergedorf
Amtl. Anz. S. 958
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Auftragsbekanntmachung
Richtlinie 2004/18/EG 

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg, Landesbetrieb
Straßen, Brücken und Gewässer, S 2 
Postanschrift: 
Sachsenfeld 3–5, 20097 Hamburg, Deutschland
Kontaktstelle(n): 
Fachbereich Planung und Entwurf
Stadtstraßen, S2
Zu Händen von Herrn Andreas Schmidt,
Telefon: +49 (0)40 / 4 28 26 - 24 64,
Telefax: +49 (0)40 / 4 27 94 - 94 82

E-Mail: andreas.schmidt@lsbg.hamburg.de
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken: 
siehe Anhang A.II
Angebote oder Teilnahmeanträge sind zu richten
an:
siehe Anhang A.III

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)
Bauwesen

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen

Zustellung
durch öffentliche Bekanntmachung

Die Handelskammer Hamburg stellt mit dieser Be-
kanntmachung ein Schriftstück (Bescheid vom 22. Februar
2013, Aktenzeichen GVI/2/2013/07; Widerruf der nach § 34 d
Absatz 1 GewO erteilten Erlaubnis vom 17. September 2009;
Löschung aus dem Versicherungsvermittlerregister) an
Herrn Bernd Schamberger, letzte bekannte Anschrift: Sto-
ver Strand 10, 21423 Drage, gemäß § 1 Absatz 1 des Ham-
burgischen Verwaltungszustellungsgesetzes in Verbindung
mit § 10 des Verwaltungszustellungsgesetzes öffentlich zu.
Wegen der nicht zu ermittelnden Anschrift des vorgenann-
ten Adressaten ist eine Zustellung auf andere Art nicht
möglich. Das Schriftstück kann in der Handelskammer
Hamburg, Adolphsplatz 1, Raum 268 (II. Etage), 20457
Hamburg, während der allgemeinen Öffnungszeiten einge-
sehen werden. Durch diese Bekanntmachung werden Fris-
ten in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste ein-
treten können.

Hamburg, den 12. Juni 2013

Handelskammer Hamburg
Amtl. Anz. S. 959

Vertretung der Studierendenschaft
der Hochschule für

Angewandte Wissenschaften Hamburg
Folgende Personen sind gemäß § 21 der Satzung der

Studierendenschaft der Hochschule für Angewandte Wis-
senschaften Hamburg vom 4. Mai 2011 (Amtl. Anz. 2012 
S. 1877) zur Vertretung der Studierendenschaft berechtigt:

Allgemeiner Studierendenausschuss:
Janina Fischer
Fe-Muin Ruf
Michael Gentzen
Thomas Nemitz
Panagiotis Kontos
Eric Recke

Andreas Jasiulek

Madeleine Does

Lea Lena Degener

Esra Tekin

Leon Arndt

1. Vorsitzende:

Janina Fischer

2. Vorsitzende:

Fe-Muin Ruf

Finanzreferat:

Michael Gentzen

Hamburg, den 13. Juni 2013

AStA der Hochschule für
Angewandte Wissenschaften Hamburg

Amtl. Anz. S. 959

Friedhofsgebührensatzung
für den Friedhof der Ev.-luth. Kirchen-
gemeinde St. Johannis zu Neuengamme
Der Kirchengemeinderat der Ev.-luth. Kirchenge-

meinde St. Johannis zu Neuengamme hat am 9. Dezember
2011 eine neue Friedhofsgebührensatzung beschlossen.
Diese wurde durch den Kirchenkreisrat des Ev.-Luth. Kir-
chenkreises Hamburg-Ost am 19. März 2013 kirchenauf-
sichtlich genehmigt. Die Satzung ist im Internet unter der
Adresse: www.kirche-neuengamme.de dauerhaft zur Ein-
sichtnahme bereitgestellt worden. Ferner kann die Satzung
während der Öffnungszeiten im Büro der Friedhofsverwal-
tung, Feldstegel 18, 21039 Hamburg, eingesehen werden.

Hamburg, den 10. Juni 2013

Ev.-luth. Kirchengemeinde St. Johannis zu Neuengamme
Der Kirchengemeinderat

Amtl. Anz. S. 959
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I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:
Hamburg, Äußere Erschließung HafenCity: Pla-
nung, Bauoberleitung, Örtliche Bauüberwachung
und Besondere Leistungen für den Knoten Fer-
dinandstor.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung: 
Dienstleistungskategorie Nr. 12
Architektur, technische Beratung und Planung,
integrierte technische Leistungen, Stadt- und
Landschaftsplanung, zugehörige wissenschaftli-
che und technische Beratung, technische Versu-
che und Analysen.
Hauptort der Ausführung, Lieferung oder Dienst-
leistungserbringung: Hamburg
NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS): 
Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 
Hamburg, Äußere Erschließung HafenCity, Um-
gestaltung Knoten Ferdinandstor in Hamburg.
Für die Leistungsphasen 3, 5, 6, 8 und 9 HOAI 
§ 46 (1) und Örtliche Bauüberwachung, LSA-Pla-
nung, Entwässerungsplanung, Bauvorbereitung
(Bauablaufplanung), Fachbeitrag zur Beeinträch-
tigung von Tierarten (während der Bauzeit und
nach Fertigstellung), Leitungsplanung und die
Koordination der Leitungsarbeiten während der
Bauphase, wird ein Ingeniuerbüro gesucht.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)
Hauptgegenstand: 71300000
ErgänzendeGegenstände: 71322500

71521000

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Aufteilung in Lose: Ja
Angebote sind möglich für ein oder mehrere Lose

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang: –

II.2.2) Angaben zu Optionen: Nein

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung: 
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung: 
Laufzeit: 23 Monate ab Auftragsvergabe.

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
Haftpflichtversicherungen:
Personenschäden: 1.500.000,– Euro.
Sonstige Schäden: 500.000,– Euro.
Es ist ein Nachweis zu erbringen, dass die Maxi-
mierung der Ersatzleistung mindestens das Zwei-
fache derVersicherungssumme beträgt.

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: 
Gesamtschuldnerisch haftend mit bevollmäch-
tigtem Vertreter(in).

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen an die Auf-
tragsausführung: Nein

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Die Anträge auf Teilnahme am Vergabeverfahren
sind in einem verschlossenen Umschlag, gekenn-
zeichnet mit der Auftragsbezeichnung des Auf-
traggebers gem. II.1.1), einzureichen. Für den
Fall, dass die Bewerberin oder der Bewerber
beabsichtigt, sich bei der Erfüllung des Auftrages
der Kapazitäten anderer Unternehmen zu bedie-
nen (z.B. durch Unteraufträge), so sind auch für
diese Unternehmen, ungeachtet des rechtlichen
Charakters der zu diesen bestehenden Verbin-
dungen, folgende in Ziff. III.2.1 bis III.2.3 gefor-
derten Erklärungen und Nachweise vorzulegen:
Folgende in Ziff. III.2.1 bis III.2.3 geforderten
Erklärungen und Nachweise gem. VOF sind in
der aufgeführten Reihenfolge geheftet vorzule-
gen. Darüber hinausgehende Informationsunter-
lagen sind nicht erwünscht. Fremdsprachige Be-
scheinigungen bedürfen einer Übersetzung in die
deutsche Sprache.
– Angaben, ob und auf welche Art die Bewerberin

bzw. Bewerber wirtschaftlich mit Unternehmen
verknüpft ist oder ob und auf welche Art sie
oder er auf den Auftrag bezogen in relevanter
Weise mit Anderen zusammenarbeitet, sofern
dem nicht berufsrechtliche Vorschriften ent-
gegenstehen.

– Formlose Erklärung, dass kein Ausschluss der
Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Ham-
burg von der Teilnahme am Wettbewerb nach 
§ 4 Absatz 9 Buchstaben b) und c) VOF besteht,
und dass keine Ausschlussgründe gemäß § 4
VOF vorliegen.

– Namen/berufliche Qualifikation der Personen,
die die Leistungen im Auftragsfall tatsächlich
erbringen sollen.

– Juristische Personen haben einen aktuellen
Handelsregisterauszug bzw. eine gleichwertige
Bescheinigung des Herkunftslandes, nicht älter
als 3 Monate, beizubringen.
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III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 
Bescheinigung über den Abschluss einer Berufs-
haftpflichtversicherung.
Möglicherweise geforderte Mindeststandards:
vgl. III.1.1

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit
Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:
1. Eine Liste der wesentlichen in den letzten drei

Jahren (2010 bis 2012) erbrachten Leistungen
mit der Angabe des Rechnungswertes, der
Leistungszeit sowie der öffentlichen Auftrag-
geber (AG) der erbrachten Dienstleistungen.
Bei den Leistungen für die öffentlichen Auf-
traggeber ist der jeweilige Ansprechpartner
des AG mit Telefonnummer zu benennen.

2. Referenzen des Büros hinsichtlich bearbeite-
ter Projekte in den letzten 3 Jahren, die mit
der angefragten Leistung vergleichbar sind
(Mindeststandards siehe unten).

3. Referenzen der maßgeblichen Mitarbeiter (pro
Los. Benennung von bis zu 5 maßgeblichen
Mitarbeitern) hinsichtlich bearbeiteter Pro-
jekte in den letzten 3 Jahren, die mit der ange-
fragten Leistung vergleichbar sind (Mindest-
standards siehe unten).

4. Nachweis der Anzahl der in den letzten drei
Jahren (2010 bis 2012) mit entsprechenden
Leistungen beschäftigten Mitarbeiter.

Möglicherweise geforderte Mindeststandards:
Los 1: Planung gemäß Leistungsphasen 3, 5, 6
HOAI § 46 (1), Entwässerungsplanung, Leitungs-
planung, LSA-Planung, Bauvorbereitung (Bauab-
laufplanung), Koordination der Leitungsarbeiten.
Los 2: Leistungsphasen 8 und 9 HOAI § 46 (1),
örtliche Bauüberwachung. Referenzen des Büros
sowie Referenzen der maßgeblichen Mitarbeiter
(jeweils getrennt für Los 1 und 2, die Bewer-
bungsunterlagen müssen eine eindeutige Zuord-
nung enthalten, welche genannten Referenzpro-
jekte sich auf das bewerbende Büro und welche
Referenzprojekte sich auf die einzelnen benann-
ten Mitarbeiter beziehen). Jeweils Nachweis von
mindestens 2, jedoch höchstens 5 Referenzobjek-
ten der letzten drei Jahre: Bis frühestens 2008
begonnene und in den Jahren 2010 bis 2012 abge-
schlossene Projekte. Jeweils betreffend innerstäd-
tischen Umbaumaßnahmen in Städten mit mind.
200.000 Einwohnern an Straßenverkehrsknoten-
punkten unter laufendem Betrieb mit Bausum-
men von jeweils mindestens 1,5 Mio. Euro mit
Angabe der Leistungsphasen sowie des Pla-
nungs- und Ausführungszeitraums.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: 
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem
besonderen Berufsstand vorbehalten: Nein

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal:
Juristische Personen müssen die Namen und die
berufliche Qualifikation der Personen angeben,

die für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortlich sind: Nein

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Verhandlungsverfahren

Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden:
Nein 

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: 

Geplante Zahl der Wirtschaftsteilnehmer: 

Geplante Mindestzahl: 3
Höchstzahl: 6

Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern:

1. Technische Leistungsfähigkeit des Bewerbers
90 % (gem. Pkt. III.2.3)

2. Gesamteindruck des Teilnahmeantrages (Struk-
tur und Vollständigkeit) 10 %

Die am besten geeigneten Bewerber (mindestens
3, maximal 6) erhalten nach Auswertung der Teil-
nahmeanträge detaillierte Ausschreibungsunter-
lagen und werden zur Angebotsabgabe aufgefor-
dert. Die anderen Bewerber erhalten eine ent-
sprechende Information über die Nichtberück-
sichtigung im weiteren Vergabeverfahren.

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: 

Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zuerörternden Lösungen bzw.
zu verhandelnden Angebote: Ja 

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien: 

Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die Kriterien, die in den Ausschreibungs-
unterlagen, der Aufforderung zur Angebotsab-
gabe oder zur Verhandlung bzw. in der Beschrei-
bung zum wettbewerblichen Dialog aufgeführt
sind.

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

ÖT-S2-221/13

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung: 

Schlusstermin für die Anforderung von Unterla-
gen oder die Einsichtnahme: –

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge: 

18. Juli 2013, 9.30 Uhr
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IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union: 
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: –

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer bei der Behörde für 
Stadtentwicklung und Umwelt (BSU)
Postanschrift:
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Deutschland,
Telefax: +49 (0)40 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)
Gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB ist ein Antrag auf
Einleitung eines Nachprüfungsverfahrens unzu-
lässig, wenn mehr als 15 Kalendertage nach Ein-
gang der Mitteilung des Auftraggebers oder 10
Tage nach elektronischer Übermittlung, einer
Rüge nicht abhelfen zu wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:
11. Juni 2013

ANHANG A
SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind: –

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Ver-
dingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen erhältlich sind (einschließlich
Unterlagen für den wettbewerblichen Dialog
und ein dynamisches Beschaffungssystem): 
Ergänzende Unterlagen sind nicht erforderlich.

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu senden sind

Offizielle Bezeichnung:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Postanschrift:
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Deutschland

Zu Händen von: RB/ZVA, Zimmer E 01.421

ANHANG B

ANGABE ZU DEN LOSEN

Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber: Hamburg, Äußere Erschließung
HafenCity: Planung, Bauoberleitung, Örtliche Bau-
überwachung und Besondere Leistungen für den
Knoten Ferdinandstor.

Los-Nr. 1 Bezeichnung: Planungsleistungen

1. Kurze Beschreibung: 

Planung gemäß Leistungsphasen 3, 5, 6 HOAI
§ 46 (1), Entwässerungsplanung, Leitungsplanung,
LSA-Planung, Bauvorbereitung (Bauablaufpla-
nung), Koordination der Leitungsarbeiten.

2. Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV):

Hauptgegenstand: 71300000
Ergänzende Gegenstände: 71322500

3. Menge oder Umfang: –

4. Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit:

Laufzeit: 16 Monate ab Auftragsvergabe.

5. Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Los-Nr. 2 Bezeichnung: Baubegleitende Leistungen

1. Kurze Beschreibung: 

Leistungsphasen 8 und 9 HOAI § 46 (1), Örtliche
Bauüberwachung, Koordination der Leistungsar-
beiten.

2. Gemeinsames Vokabular für öffentliche Auf-
träge (CPV):

Hauptgegenstand: 71300000
Ergänzende Gegenstände: 71521000

3. Menge oder Umfang: –

4. Abweichung vom Beginn der Vergabeverfahren
und/oder von der Vertragslaufzeit:

Beginn: 1. April 2015
Abschluss: 31. Oktober 2015

5. Zusätzliche Angaben zu den Losen: –

Hamburg, den 11. Juni 2013

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 540

Öffentliche Ausschreibung 

a) Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
Zentrale Vergabestelle K 5,
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 26 - 25 59, Telefax: 040 / 4 28 26 - 2488,
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 

d) Öffentliche Ausschreibung 

e) Hamburg, B 433 Sweebenweg 

f) Vergabenummer: ÖA-K5-218/13

Bauvorhaben

Wesentliche Leistungen:

ca. 15 250 m² Asphaltbefestigung fräsen

ca. 15 250 m² Binderschicht herstellen
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ca. 14 500 m² Asphalttragschicht AC 22T Hmb herstellen
ca. 15 000 m² Asphaltdeckschicht SMA 8 Hmb 3,5 cm

herstellen 
ca. 4 500 m Fahrbahnmarkierung 
Verkehrssicherung 

g) Entfällt 
h) Entfällt
i) Beginn: 26. September 2013, Ende: 13. Oktober 2013.
j) siehe Vergabeunterlagen
k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Einsicht-

nahme:
Vom 13. Juni 2013 bis 28. Juni 2013, montags bis freitags
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.
Anschrift:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, RB/ZVA,
bis 21. Juni 2013:
Zimmer E 228, Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 40 - 25 54
ab 24. Juni 2013:
Zimmer E 01.419, Neuenfelder Straße 19, 
21109 Hamburg, Telefax: 040 / 4 28 40 - 25 54

l) Höhe des Kostenbeitrages: 16,– Euro
Erstattung: Nein
Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.
Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Konto-Nr.: 375 202 205, BLZ: 200 100 20
Geldinstitut: Postbank Hamburg
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt 
n) Die Angebote können bis zum 3. Juli 2013, 9.30 Uhr, ein-

gereicht werden. 
o) Anschrift: 

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Eröffnungsstelle RB/ZVA, Zimmer E 01.421,
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen. 
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 3. Juli 2013

um 9.30 Uhr
Anschrift: siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen.
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-

tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 
Qualifikation des zu benennenden Verantwortlichen für
die Sicherungsarbeiten an Arbeitsstellen gemäß dem
„Merkblatt über Rahmenbedingungen für erforderliche
Fachkenntnisse zur Verkehrssicherung von Arbeitsstel-
len an Straßen (MVAS)“, Nachweise zur sozialverant-
wortlichen Beschaffung, Benennung und Qualifika-
tionsnachweis SiGeKo, Bauzeitenplan, Erläuterung des
Bauablaufs.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 16. September 2013 

w) Beschwerdestelle: 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer, 
Geschäftsführer (GF), 
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 26 - 22 04 

Hamburg, den 14. Juni 2013

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 541

Öffentliche Ausschreibung 

a) Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
Zentrale Vergabestelle K 5,
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 26 - 24 94, Telefax: 040 / 4 28 26 - 2488,
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 

d) Öffentliche Ausschreibung 

e) Hamburg-Rahlstedt

f) Vergabenummer: ÖA-K5-224/13

Bauvorhaben

Wesentliche Leistungen:

Grundinstandsetzung ca. 7400 m² vollgebundener As-
phaltaufbau, 6.000 m² Pflaster- Plattenarbeiten; 1.500 m
Bordsteine, Straßenentwässerung, Markierung und Erd-
bau.

g) Entfällt 

h) Entfällt

i) Beginn: 6. September 2013, Ende: 15. November 2013.

j) Nebenangebote sind nicht zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Einsicht-
nahme:

Vom 17. Juni 2013 bis 1. Juli 2013, montags bis freitags
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

Anschrift:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, RB/ZVA,
bis 21. Juni 2013:
Zimmer E 228, Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 40 - 25 54

ab 24. Juni 2013:
Zimmer E 01.419, Neuenfelder Straße 19, 
21109 Hamburg, Telefax: 040 / 4 28 40 - 25 54

l) Höhe des Kostenbeitrages: 26,– Euro

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Konto-Nr.: 375 202 205, BLZ: 200 100 20
Geldinstitut: Postbank Hamburg

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt 

n) Die Angebote können bis zum 4. Juli 2013, 11.15 Uhr,
eingereicht werden. 
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o) Anschrift: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Eröffnungsstelle RB/ZVA, Zimmer E 01.421,
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen. 
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 4. Juli 2013

um 11.15 Uhr
Anschrift: siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen.
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-

tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 
– Qualifikation SIGEKO
– Qualifikation MVAS
– Vertragsbedingungen zur 

sozialverträglichen Beschaffung
– §20 Scheininhaber
– Angaben Mischwerk & Ersatzmischwerk
– Qualifikation ZTV-Siele
– Zertifizierter Baumpfleger
– Zertifiziertes Labor für Analytik 

(vom Institut Hygiene und Umwelt) 
v) Die Zuschlagsfrist endet am 8. August 2013 
w) Beschwerdestelle: 

Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer, 
Geschäftsführer (GF), 
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 26 - 22 04 

Hamburg, den 14. Juni 2013

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 542

Öffentliche Ausschreibung 

a) Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
Zentrale Vergabestelle K 5,
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 26 - 24 93, Telefax: 040 / 4 28 26 - 2488,
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 
d) Öffentliche Ausschreibung 
e) Hamburg-Neustadt
f) Vergabenummer: ÖA-K5-225/13

Herstellung der Fischaufstiegsanlage Rathausschleuse
zur ökologischen Durchgängigkeit Elbe/Alster 
Wesentliche Leistungen:
Für die Fischaufstiegsanlage ist ein Schlitzpass mit Ein-
zelelementen in Stahlbauweise vorgesehen. Der Schlitz-
pass soll auf neu einzubringende Tiefgründung (Mikro-
pfähle) montiert werden. 
Lieferung und Einbau von 3 Mikropfählen, Herstellung
von 8 Stahlbetonstützen, Lieferung und Einbau von 
5 Betonjochbalken (Länge bis zu 4,5 m, Höhe bis zu 
0,85 m, Breite 0,9 m), Lieferung und Einbau von 4 Stahl-

trögen (Gewicht je Trog von 5 bis 14 t), Lieferung und
Einbau der elektrotechnischen Ausrüstung. 

g) Entfällt 
h) Entfällt
i) Beginn: September 2013, Ende: Januar 2014.
j) Nebenangebote sind zugelassen.
k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Einsicht-

nahme:
Vom 17. Juni 2013 bis 8. Juli 2013, montags bis freitags
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.
Anschrift:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, RB/ZVA,
bis 21. Juni 2013:
Zimmer E 228, Stadthausbrücke 8, 20355 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 40 - 25 54
ab 24. Juni 2013:
Zimmer E 01.419, Neuenfelder Straße 19, 
21109 Hamburg, Telefax: 040 / 4 28 40 - 25 54

l) Höhe des Kostenbeitrages: 25,– Euro
Erstattung: Nein
Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.
Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Konto-Nr.: 375 202 205, BLZ: 200 100 20
Geldinstitut: Postbank Hamburg
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt 
n) Die Angebote können bis zum 11. Juli 2013, 9.30 Uhr,

eingereicht werden. 
o) Anschrift: 

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Eröffnungsstelle RB/ZVA, Zimmer E 01.421,
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen. 
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 11. Juli 2013

um 9.30 Uhr
Anschrift: siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen.
s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-

tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 
– Einbringkonzept für die Gründungspfähle
– Montagebeschreibung für die Bauteile
– Herstellerqualifikation gemäß DIN 18800 Teil 7

nach Klasse D
– Bauzeitenplan
– Erläuterung des Bauablaufes
– Baustelleneinrichtungsplan 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 23. August 2013 
w) Beschwerdestelle: 

Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer, 
Geschäftsführer (GF), 
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hsh finanzfonds AöR
Lagebericht zum 31. Dezember 2012

I n h a l t s v e r z e i c h n i s

1. Geschäfts-und Rahmenbedingungen

2. Ertrags-, Vermögens,-und Finanzlage

2.1 Ertragslage

2.2 Vermögenslage

2.3 Finanzlage

2.4 Ausblick auf die Geschäftstätigkeit

3. Internes Kontroll-und Risikomanagementsystem

4. Nachtragsbericht

5. Risikobericht

1. Geschäfts- und Rahmenbedingungen 

Die hsh finanzfonds AöR ist eine rechtsfähige Anstalt
öffentlichen Rechts mit Sitz in Hamburg, die mit
Unterzeichnung des Staatsvertrages vom 03.04.2009
und 05.04.2009 zwischen dem Land Schleswig-Hol-
stein und der Freien und Hansestadt Hamburg am
22.04.2009, einen Tag nach Austausch der Ratifizie-
rungsurkunden, errichtet wurde. Für ihren Betrieb gilt,
soweit im Staatsvertrag nicht anders bestimmt, das
hamburgische Landesrecht. Träger der Anstalt sind die
Freie und Hansestadt Hamburg sowie das Land Schles-
wig-Holstein. Jeder der Träger hält einen Anteil von 
50 % am Vermögen der Anstalt. Aufgabe der Anstalt ist

Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 26 - 22 04 

Hamburg, den 14. Juni 2013

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt 543

Öffentliche Ausschreibung

a) SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40 Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 23 - 62 86,
Telefax: 040 / 4 27 31 - 01 42,
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt

d) Öffentliche Ausschreibung 

e) Grundschule Tonndorf, 
Rahlaukamp 1 a, 22045 Hamburg

f) Vergabenummer: SBH VOB Ö 27/2013

Los 1: Abwasser-,Wasser-, Gasanlagen 

Los 2: Elektrotechnik 

Los 3: Lufttechnische Anlagen 

g) Neubau einer Schülermensa 

h) Angebote können für ein oder mehrere Lose abgegeben
werden, ein Angebot für die Gesamtleistung ist nicht
zulässig. 

i) Beginn: 29. Kalenderwoche 2013
Ende: 13. Kalenderwoche 2014

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, sowie Verkauf und
Einsichtnahme: vom 13. Juni 2013 bis 3. Juli 2013,
9.00 Uhr bis 15.00 Uhr, Anschrift siehe Buchstabe a).

l) Höhe des Kostenbeitrages: 5,– Euro pro Los.

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, Schecks und Brief-
marken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
SBH Schulbau Hamburg, 
Kontonummer: 201 015 29, BLZ: 200 000 00, 

Geldinstitut: Deutsche Bundesbank Hamburg,
Verwendungszweck: 7005851, SBH VOB Ö 27/2013
Bitte geben Sie bei der Abforderung zwingend das LOS
oder die LOSE an, für welche Sie die Unterlagen wün-
schen und beachten, dass der Betrag von 5,– Euro pro
LOS fällig wird. Bei Abforderung der Unterlagen zu
mehreren Losen summiert sich der Betrag entsprechend
auf. 
Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungs-
schreiben an die Anschrift Buchstabe a) schicken.

m) Entfällt 
n) Die Angebote können bis zum 4. Juli 2013 – LOS 1 bis

10.00 Uhr, LOS 2 bis 10.20 Uhr, LOS 3 bis 10.40 Uhr, ein-
gereicht werden. 

o) Anschrift: 
SBH | Schulbau Hamburg,
U 40 Einkauf/Vergabe,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen.
q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 4. Juli 2013

– LOS 1 um 10.00 Uhr, LOS 2 um 10.20 Uhr und LOS 3
um 10.40 Uhr.
Anschrift: siehe Buchstabe o)
Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) siehe Vergabeunterlagen.
s) Zahlungsbedingungen: siehe Vergabeunterlagen.
t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit

bevollmächtigtem Vertreter.
u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-

tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 28. Juli 2013.
w) Beschwerdestelle:

FB SBH | Schulbau Hamburg,
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Frau Gertrud Theobald, Geschäftsführerin 
Teleax: 040 / 4 27 31 - 01 37

Hamburg, den 13. Juni 2013
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eine Kapitalunterstützung der HSH Nordbank AG
durch die Träger zur Unterstützung der HSH Nord-
bank AG bei der Erfüllung der dieser obliegenden
Eigenkapitalanforderungen. Die Anstalt wird ermäch-
tigt, die erforderlichen Maßnahmen zu treffen; diese
sind insbesondere: 

1. der Erwerb von Aktien der HSH Nordbank AG und
die Verfügung über erworbene Anteile, 

2. die Übernahme von Garantien bis zu einer Garan-
tiesumme in Höhe von 10 Mrd. e, 

3. die Aufnahme von Krediten für den Erwerb von
Aktien der HSH Nordbank AG nach Nummer 1 bis
zu einem Gesamtbetrag in Höhe von 3 Mrd. e, 

4. für den Beginn der Aufnahme der Geschäftstätig-
keit die Aufnahme der dafür erforderlichen weite-
ren Kredite in Höhe von bis zu 1 Mio. e, 

5. im Fall der Inanspruchnahme aus Garantien nach
Nummer 2 die Aufnahme von weiteren Krediten in
Höhe von bis zu fünf vom Hundert des maximalen
Garantiebetrags nach Nummer 2. 

Für die Verbindlichkeiten der Anstalt haften die Träger
Dritten gegenüber unbeschränkt als Gesamtschuldner,
wenn und soweit Gläubiger eine Befriedigung aus dem
Vermögen der Anstalt nicht erlangen können (Gewähr-
trägerhaftung). Im Innenverhältnis haften die Träger
entsprechend dem Verhältnis ihrer Anteile am Vermö-
gen der Anstalt. Die Träger stellen sicher, dass die
Anstalt für die Dauer ihres Bestehens als Einrichtung
funktionsfähig bleibt (Anstaltslast). Als Geschäftsjahr
gilt das Kalenderjahr. 

Organe der Anstalt sind die Anstaltsträgerversamm-
lung und die Geschäftsführung. Die Anstaltsträgerver-
sammlung setzt sich aus zwei Vertreterinnen oder Ver-
tretern der Freien und Hansestadt Hamburg und zwei
Vertreterinnen oder Vertretern des Landes Schleswig-
Holstein zusammen. 

Die Geschäftsführung besteht aus zwei Mitgliedern.
Die Mitglieder werden von der Anstaltsträgerver-
sammlung bestellt. Die Geschäftsführung trägt ge-
meinschaftlich die Ver antwortung. Sämtliche Ent-
scheidungen der Geschäftsführung können nur ein-
stimmig getroffen werden. Die Entlastung der
Geschäftsführung erfolgt durch die Anstaltsträgerver-
sammlung. Gemäß der Satzung der hsh finanzfonds
AöR übt die Anstalt ihr Stimmrecht in Gesellschafter-
oder Hauptversammlungen von Beteiligungsgesell-
schaften einheitlich durch die Geschäftsführung gemäß
der Weisung durch die Anstaltsträgerversammlung aus.
Die hsh finanzfonds AöR verfügte im Geschäftsjahr
2012 insgesamt über vier Mitarbeiterkapazitäten (Vj.
fünf Mitarbeiterkapazitäten). Im Jahresdurchschnitt
wurden sechs Mitarbeiter (Vj. fünf Mitarbeiter)
beschäftigt. An die Förderbanken der Länder, die
Investitionsbank Schleswig-Holstein und die Hambur-
gische Wohnungsbaukreditanstalt wurden Tätigkeiten
wie Rechnungswesen, Verwaltung, Personal, IT, Revi-
sion und Treasury ausgelagert, um die Anstalt mög-
lichst effizient aufzustellen. Zudem hat die hsh finanz-
fonds AöR das Finanzministerium des Landes Schles-
wig-Holstein mit der Wahrnehmung von Dienstleis-
tungen im Bereich Finanzierung – insbesondere beim
Kapitalmarktauftritt – und der Zinssicherung beauf-
tragt. Darüber hinaus wurden externe Dienstleister z.
B. als Treuhänder im Zusammenhang mit der Verwal-
tung der Garantie beauftragt. 

Der Staatsvertrag zwischen der Freien und Hansestadt
Hamburg und dem Land Schleswig-Holstein über die
Errichtung der hsh finanzfonds AöR wurde auf unbe-
fristete Zeit geschlossen und kann von beiden Vertrags-
parteien frühestens zum 31.12.2013 unter Einhaltung
einer einjährigen Kündigungsfrist gekündigt werden.
Die Kündigung ist schriftlich zu erklären. 

Mit Beschluss der Europäischen Kommission vom
20.09.2011 wurde das Beihilfeverfahren in Sachen HSH
Nordbank AG abgeschlossen. In ihrem Beschluss
kommt die Europäische Kommission zu dem Ergebnis,
dass die Stützungsmaßnahmen zugunsten der HSH
Nordbank AG, die in Form der Rekapitalisierung der
Bank in Höhe von 3 Mrd. e sowie der Zweitverlust-
garantie in Höhe von 10 Mrd. e (aktuelles Nominal: 
7 Mrd. e) über die hsh finanzfonds AöR gewährt wur-
den, mit dem Binnenmarkt vereinbar sind. Die Ent-
scheidung steht unter dem Vorbehalt der Erfüllung
bestimmter Auflagen. Zu diesen Auflagen gehörte u. a.
eine Einmalzahlung der HSH Nordbank AG an die hsh
finanzfonds AöR in Höhe von 500 Mio. e. Die Forde-
rung wurde entsprechend den Vorgaben der Europäi-
schen Kommission von der hsh finanzfonds AöR im
Wege der Kapitalerhöhung in die HSH Nordbank AG
eingebracht. Mit Eintragung der Kapitalerhöhung in
die Handelsregister der HSH Nordbank AG am
20.02.2012 war die Umsetzung dieser Auflage abge-
schlossen. 

Weiterhin sieht der Auflagenkatalog eine Änderung des
Vertrages über die Zweitverlustgarantie vor, wonach die
Garantieprovision in Höhe von 4 % p. a. um eine zusätz-
liche Prämie in Höhe von 3,85 % auf die tatsächliche
Inanspruchnahme zu ergänzen ist. Die zusätzlichen
Prämienzahlungen werden nur dann fällig, wenn und
soweit es zu einer tatsächlichen Inanspruchnahme der
aus Garantie kommt. Die zusätzliche Prämie wurde von
der hsh finanzfonds AöR bislang nicht erfolgswirksam
vereinnahmt. Für den Fall, dass bei der HSH Nord-
bank AG eine Common-Equity-Quote von 10 % unter-
schritten wird, kann die HSH Nordbank AG bezogen
auf die zusätzliche Prämie den Verzicht der Garantiege-
berin gegen die Begebung eines Besserungsscheins ein-
fordern. Die entsprechenden Anpassungen wurden im
Rahmen einer Änderungsvereinbarung zur Garantie-
dokumentation vorgenommen. 

Die HSH Nordbank AG hatte am 20.08.2012 der hsh
finanzfonds AöR mitgeteilt, dass die Common-Equity-
Quote zum 30.06.2012 die vereinbarte Mindestgrenze
von 10 % erstmalig unterschreitet. Die hsh finanzfonds
AöR war aufgrund dieser Unterschreitung entspre-
chend den garantievertraglichen Regelungen verpflich-
tet, einen Verzicht auf den Saldo der bislang nicht er-
folgswirksam vereinnahmten zusätzlichen Prämienzah-
lungen der vergangenen Jahre in Höhe von 3,85 % p. a.
gegen Ausgabe eines Besserungsscheins auszusprechen. 

Nach ihrer aktuellen Planung geht die HSH Nordbank
AG davon aus, dass die im abgesicherten Portfolio auf-
laufenden Verluste ab dem Jahr 2019 den Selbstbehalt
der Bank überschreiten und damit erstmals die Garan-
tie in Höhe von bis zu 1,3 Mrd. e bis zum Jahr 2025 in
Anspruch genommen wird. Da aufgrund der über 50 %
gestiegenen Ziehungswahrscheinlichkeit (Wahrschein-
lichkeit für die Inanspruchnahme aus der Garantie)
und der von der HSH Nordbank AG erwarteten Inan-
spruchnahme aus der Garantie in Höhe von 1,3 Mrd. e
konkrete Anhaltspunkte vorliegen, die den Eintritt
einer Inanspruchnahme als ernsthaft bevorstehend
erscheinen lassen und somit Aufwendungen aus der
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Inanspruchnahme objektiv zu erwarten sind, wurden
seitens der hsh finanzfonds AöR erstmalig Rückstel-
lungen für das Risiko der Inanspruchnahme aus der
Garantie gebildet. 

Die hsh finanzfonds AöR übt das Einbeziehungswahl-
recht nach § 296 Abs. 1 Nr. 1 HGB dergestalt aus, dass
kein Konzernabschluss aufgestellt wird. 

2. Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage 

Die Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage wurden im
Jahr 2012 durch die außerplanmäßige Abschreibung
des Beteiligungswertes an der HSH Nordbank AG
sowie durch die Bildung von Rückstellungen für dro-
hende Inanspruchnahmen aus der Garantie wesentlich
beeinflusst. Nach Berücksichtigung der Abschreibung
des Beteiligungswertes in Höhe von 1.087,0 Mio. e so-
wie der Rückstellungsbildung von 819,0 Mio. e ergibt
sich insgesamt ein Jahresfehlbetrag von 1.706,2 Mio. e.
Im Rahmen der Rückstellungsdotierung konnten künf-
tige Garantieprovisionen und die zusätzliche Prämie
nicht berücksichtigt werden. Im Fall einer tatsäch-
lichen Inanspruchnahme aus der Garantie würden die
Garantieprovisionen und die zusätzliche Prämie den
entsprechenden Aufwand zumindest teilweise kompen-
sieren. 

Die Vermögens- und Finanzlage sind geprägt durch die
Anteile an der HSH Nordbank AG, die durch Anlei-
hen, Schuldscheindarlehen sowie kurzfristige Refinan-
zierungsinstrumente finanziert wurden, sowie durch
die der HSH Nordbank AG gewährte Garantie über
ursprünglich 10.000,0 Mio. e. Die HSH Nordbank AG
hat von ihrem Kündigungsrecht im Jahr 2011 Ge-
brauch gemacht und drei Teilreduzierungen in Gesamt-
höhe von 3.000,0 Mio. e auf nun 7.000,0 Mio. e vorge-
nommen. Die Garantieprovision von 4 % p. a. bezieht
sich auf die noch ausstehende Garantiesumme. Infolge
der zukünftig möglichen Veränderungen der Garantie-
höhe können aufgrund der zu leistenden Garantiepro-
visionen die Erträge der hsh finanzfonds AöR variie-
ren. Zur Erfüllung der EU-Auflagen wurde die im
Geschäftsjahr 2011 vereinnahmte Einmalzahlung der
HSH Nordbank AG an die hsh finanzfonds AöR in
Höhe von 500,0 Mio. e durch eine Kapitalerhöhung in
die HSH Nordbank AG eingebracht. Der Beteiligungs-
wert erhöhte sich somit zunächst von 2.061,0 Mio. e
per Vj. auf 2.561,0 Mio. e zum 18.01.2012. Die Eintra-
gung der Kapitalerhöhung in die Handelsregister der
HSH Nordbank AG erfolgte am 20.02.2012. 

Für die Ermittlung des Beteiligungswertes zum
31.12.2012 wurde von der HSH Nordbank AG eine
Neubewertung vorgenommen. Die Bewertung wurde
unter Anwendung der Grundsätze des IDW S1 erstellt
und von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft einer
kritischen Durchsicht unterzogen und als sachgerecht
beurteilt. 

Vor dem Hintergrund der Verschärfung der Finanz-
und Staatsschuldenkrise hat die HSH Nordbank AG
ihre Planungen nach unten korrigiert, sodass sich für
die hsh finanzfonds AöR ein niedrigerer beizulegender
Wert von 1.474,0 Mio. e ergab. Hieraus resultierte zum
Bilanzstichtag eine Abschreibung in Höhe von 1.087,0
Mio. e, da aufgrund der anhaltenden Eintrübung des
wirtschaftlichen Umfeldes von einer dauerhaften Wert-
minderung auszugehen ist. Im Wesentlichen bedingt
durch die Abschreibung auf den Beteiligungswert der
HSH Nordbank AG und die Rückstellung für dro-
hende Inanspruchnahmen aus der Garantie wird durch
den Jahresfehlbetrag in Höhe von 1.706,2 Mio. e die

Gewinnrücklage von 335,0 Mio. e (Vj.) vollständig auf-
gezehrt und erstmalig ein nicht durch Eigenkapital
gedeckter Fehlbetrag in Höhe von 1.371,2 Mio. e aus-
gewiesen. 

Die Geschäftsführung erstellt jährlich einen Wirtschafts-
plan, welcher der Anstaltsträgerversammlung vorgelegt
wird. Zusammen mit dem Wirtschaftsplan stellt die
Geschäftsführung eine mittelfristige Wirtschaftspla-
nung auf und legt diese der Anstaltsträgerversammlung
vor. Die Planung enthält eine Erfolgs- und Finanzie-
rungsvorschau und umfasst zusätzlich zu dem Planjahr
mindestens die drei folgenden Geschäftsjahre. 

Vierteljährlich berichtet die Geschäftsführung der An-
staltsträgerversammlung über die Ertragslage und die
bis zum Quartalsstichtag erzielte wirtschaftliche Ent-
wicklung der Anstalt. Sollte sich abzeichnen, dass die
Erträge der Anstalt zur Deckung der Aufwendungen
nicht ausreichen, ist unverzüglich die Anstaltsträger-
versammlung zu unterrichten. Sollten zur Finanzie-
rung Haushaltsmittel der Trägerländer notwendig wer-
den, sind hierüber die Anstaltsträgerversammlung
sowie die Aufsichtsbehörde so rechtzeitig zu informie-
ren, dass eine zeitgerechte Bereitstellung der Mittel
möglich ist. 

2.1 Ertragslage 

Die Ertragslage wurde maßgeblich durch die Abschrei-
bung auf den Beteiligungswert in Höhe von 1.087,0
Mio. e (Vj. 939,0 Mio. e) sowie durch die Bildung von
Rückstellungen für drohende Inanspruchnahmen aus
der Garantie von 819,0 Mio. e (Vj. 0,0 Mio. e) be-
stimmt. Entgegen den ursprünglichen Planungen der
HSH Nordbank AG wurden im Jahr 2012 keine Redu-
zierungen der Garantie vorgenommen, weshalb die Ga-
rantieprovision von 284,7 Mio. e (Vj. 314,3 Mio. e)
höher ist als ursprünglich geplant. Die Zinsaufwendun-
gen beliefen sich im Geschäftsjahr 2012 auf 77,5 Mio. e
(Vj. 84,1 Mio. e). Die sonstigen betrieblichen Aufwen-
dungen von insgesamt 825,9 Mio. e (Vj. 9,2 Mio e) er-
höhten sich signifikant durch die Rückstellungsbil-
dung für eine drohende Inanspruchnahme aus der
Garantie in Höhe von 819,0 Mio. e (Vj. 0,0 e) Die Per-
sonalaufwendungen beliefen sich auf 0,5 Mio. e (Vj. 0,6
Mio. e). Aufgrund der Abschreibung und der Rückstel-
lungsbildung übersteigen die Aufwendungen die Er-
träge erheblich, sodass ein Jahresfehlbetrag in Höhe
von 1.706,2 Mio. e (Vj. Jahresfehlbetrag von 218,4 Mio.
e) ausgewiesen wird. 

Im Jahr 2012 wurde die Ertragslage durch die Ab-
schreibung des Beteiligungswertes und die Rückstel-
lungsbildung unplanmäßig beeinflusst. 

2.2 Vermögenslage 

Die Bilanzsumme zum 31.12.2012 beträgt 2.937,6 Mio.
e (Vj. 2.639,5 Mio. e). Die Vermögenslage per
31.12.2012 ist auf der Aktivseite geprägt von der Betei-
ligung an der HSH Nordbank AG sowie durch den
nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag, wäh-
rend auf der Passivseite die Rückstellungen für eine
drohende Inanspruchnahme aus der Garantie sowie die
Refinanzierungsmittel für die Beteiligungsposition
überwiegen. Die Refinanzierung erfolgte über Fremd-
kapital in Form von Wertpapieren, Schuldscheindarle-
hen und Geldmarktpapieren mit festgeschriebener Ver-
zinsung. Die hsh finanzfonds AöR hält Anteile an der
HSH Nordbank AG mit einem Buchwert von 1.474,0
Mio. e (Vj. 2.061,0 Mio. e). Ferner bestehen Forderun-
gen aus der Garantiegewährung gegenüber der HSH
Nordbank AG von 71,6 Mio. e (Vj. 571,6 Mio. e). 
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Zum 31.12.2012 betragen die flüssigen Mittel 12,2 Mio.
e (Vj. 5,6 Mio. e). 

Der Anteil des Anlagevermögens an der Aktivseite der
Bilanz beträgt 50,2 %, wobei dieser fast vollständig aus
der Beteiligung besteht. Aufgrund der Abschreibung
auf den Beteiligungswert und der Rückstellungsbil-
dung wurde das Eigenkapital (bestehend aus der Ge-
winnrücklage von 335,0 Mio. e zum 31.12.2012) voll-
ständig aufgezehrt, was insgesamt zu einem nicht
durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag in Höhe von
1.371,2 Mio. e führt. 

Die Passivseite wird geprägt von Rückstellungen in
Höhe von 820,5 Mio. e (Vj. 1,8 Mio e.) sowie folgenden
fremdfinanzierten Mitteln: 

31.12.2012 31.12.2011 

Anleihen 1.529,5 Mio. e 1.529,4 Mio. e

Verbindlichkeiten 
gegenüber 
Kreditinstituten 251,8 Mio. e 444,9 Mio. e

Sonstige 
Verbindlichkeiten 335,8 Mio. e 328,3 Mio. e

Der Anteil der mittel- und langfristig aufgenommenen
Kapitalmarktmittel beträgt 64,7 % (Vj. 72,0 %) an der
Bilanzsumme. 

Die Vermögenslage im Geschäftsjahr 2012 wurde durch
die Abschreibung auf den Unternehmenswert und die
Rückstellungsbildung maßgeblich beeinflusst. 

2.3 Finanzlage 

Als Anstalt öffentlichen Rechts verfügt die hsh finanz-
fonds AöR über Gewährträgerhaftung und Anstaltslast
der Träger. Darüber hinaus ist die Finanz- und Vermö-
genslage der AöR durch die Finanzierung der Eigenka-
pitalbeteiligung an der HSH Nordbank AG in der
Höhe von ursprünglich 3.000,0 Mio. e geprägt. Die
Refinanzierung der Beteiligung an der HSH Nordbank
AG wurde 2009, im Jahr der Gründung der hsh finanz-
fonds AöR, im Wesentlichen am Geld- und Kapital-
markt durchgeführt. Aufgrund der Liquiditätsüber-
schüsse konnten die Verbindlichkeiten bis zum
31.12.2012 auf 2.117,1 Mio. e (Vj. 2.302,7 e) abgebaut
werden. 

Hinsichtlich der Liquiditätslage werden die laufenden
Zahlungen so disponiert, dass auf dem laufenden
Konto bei der Deutschen Bundesbank eine tägliche
freie Liquidität von mindestens 1,0 Mio. e vorgehalten
wird. 

Im Zuge der geringer als geplant verlaufenden Garan-
tiereduzierung führten die Garantieprovisionen zu hö-
heren Liquiditätsüberschüssen, welche für die weitere
Reduktion von Verbindlichkeiten verwendet wurden. 

Im Jahr 2012 wurde die Finanzlage durch die Abschrei-
bung des Beteiligungswertes und die geringer als ge-
plant verlaufende Garantiereduzierung unplanmäßig
beeinflusst. 

2.4 Ausblick auf die Geschäftstätigkeit 

Die wirtschaftliche Situation der hsh finanzfonds AöR
ist insgesamt abhängig von der Entwicklung der HSH
Nordbank AG. Das Geschäftsjahr 2012 der HSH Nord-
bank AG wurde weiterhin durch die Restrukturierung
unter der Maßgabe der EU-Auflagen geprägt. Das Ge-
schäftsjahr 2012 des HSH Nordbank AG (Konzern)
wurde mit einem Verlust in Höhe von 124 Mio. e
(Vj. – nach Anpassung – 265 Mio. e) abgeschlossen. 

In ihrem Ausblick im Lagebericht stellt die HSH
Nordbank AG zusammenfassend fest, dass die eigenen
Einschätzungen zur langfristigen Entwicklung der
Risikovorsorge sowie insbesondere zur Planung von
Zahlungsausfällen und daraus folgend der tatsäch-
lichen Inanspruchnahme aus der Zweitverlustgarantie
aufgrund des sehr langen Planungshorizonts mit erheb-
lichen Unsicherheiten verbunden sind. Die Unsicher-
heitsfaktoren der maßgeblichen Marktparameter wie
Fracht- und Charterraten sowie des US-Dollar-Wech-
selkurses können die zukünftige Entwicklung stärker
beeinflussen als erwartet. Für die Zukunft wird seitens
der HSH Nordbank AG nicht ausgeschlossen, dass sich
die Schuldenkrise in Europa fortsetzt, was eine Schwä-
chung der Märkte und des Euro bedeuten könnte. Dies
könnte zusätzlichen Wertberichtigungsbedarf in den
risikobehafteten Portfolios der Bank bedingen. 

Außerdem legt die HSH Nordbank AG in ihrem Aus-
blick dar, dass ihre Bilanzierung und Bewertung unter
der Annahme der Unternehmensfortführung (Going
Concern) erfolgt. Dabei geht sie insbesondere davon
aus, dass die Wiederaufstockung des kapitalentlasten-
den Garantierahmens auf 10 Mrd. e mit Unterstützung
der Eigentümer erfolgt und die EU-Kommission der
Garantieerhöhung zunächst bis zum Zeitpunkt einer
abschließenden Entscheidung zustimmt, um die auf-
sichtsrechtlich geforderten Kapitalquoten für die Bank
nachhaltig sicherzustellen. Sollte die EU-Kommission
die Wiederaufstockung der Garantie oder die Ände-
rung des Garantievertrages als neuen, zu genehmigen-
den Beihilfetatbestand einstufen, ist es notwendig, dass
eine abschließende EU-Genehmigung erteilt und nur
mit solchen Auflagen verbunden wird, die im Rahmen
einer betriebswirtschaftlich tragfähigen Unterneh-
mensplanung umsetzbar sind. In diesem Zusammen-
hang betont die Bank die für die erfolgreiche Umset-
zung des Geschäftsmodells benötigte Akzeptanz durch
Marktteilnehmer und relevante Aktionäre auch im
Falle potenzieller Auflagen. 

Die hsh finanzfonds AöR erwartet in den nächsten zwei
Jahren eine planmäßige Entwicklung der Ertrags-, Ver-
mögens-, und Finanzlage, sofern es nicht zu weiteren
Friktionen an den Kapital- und Finanzmärkten mit
den entsprechenden Auswirkungen auf die Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage der HSH Nordbank AG
kommt. Eine anhaltende ungünstige Entwicklung an
den Kapitalmärkten sowie eine Verschlechterung der
wirtschaftlichen Verhältnisse der HSH Nordbank AG
wird die Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage der hsh
finanzfonds AöR erneut außerplanmäßig beeinflussen.
Die wirtschaftliche Entwicklung der hsh finanzfonds
AöR ist insbesondere abhängig von der Höhe und einer
möglichen Inanspruchnahme der Garantie, den Wert-
ansätzen für die Beteiligung sowie den gewählten Zeit-
punkten der Garantieerhöhung bzw. künftigen Garan-
tierückführungen. Die laufenden Aufwendungen wer-
den sich in den nächsten zwei Jahren voraussichtlich
auf dem Niveau des Jahres 2012 bewegen. Die Planung
der hsh finanzfonds AöR beinhaltet, dass die Verbind-
lichkeiten weiterhin reduziert werden und künftig wie-
der Jahresüberschüsse erwirtschaftet werden, welche
sukzessive zu einer Verbesserung der Eigenkapitalaus-
stattung der hsh finanzfonds AöR beitragen. Im Zuge
einer Wiederaufstockung der Garantie auf 10 Mrd. e
würde die hsh finanzfonds AöR über höhere Provisio-
nen verfügen. 

Die künftige Entwicklung der Vermögenslage der An-
stalt wird darüber hinaus insbesondere durch die Wert-
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entwicklung der Beteiligung an der HSH Nordbank
AG geprägt sein. Diese wird u. a. beeinflusst durch die
Entwicklung des Geschäftsmodells, die Zinsentwick-
lung, das Rating, die Entwicklung der Risikovorsorge
und der Refinanzierungsbedingungen der Bank, sodass
künftige weitere Wertminderungen nicht ausgeschlos-
sen werden können. 

Eine Gewinnerzielungsabsicht für die hsh finanzfonds
AöR besteht nicht. 

3. Internes Kontroll- und Risikomanagementsystem 

Als kapitalmarktorientiertes Unternehmen ist die hsh
finanzfonds AöR gemäß § 289 Abs. 5 HGB verpflichtet,
die wesentlichen Merkmale des internen Kontroll- und
Risikomanagementsystems im Hinblick auf den Rech-
nungslegungsprozess zu beschreiben. Die umfängliche
schriftlich fixierte Ordnung wird permanent aktuali-
siert. Bei allen Ausprägungen der Systeme wurde dem
Zweck der hsh finanzfonds AöR besondere Rechnung
getragen und ein für den Geschäftsumfang notwendi-
ges Instrumentarium geschaffen. Im Rahmen ihres Ge-
schäftsbetriebes hat die hsh finanzfonds AöR das Vier-
Augen-Prinzip in allen wesentlichen Prozessen imple-
mentiert. 

Die wesentlichen Risiken für die hsh finanzfonds AöR
bestehen in der Entwicklung des Garantieportfolios
und des Beteiligungsbuchwertes der HSH Nordbank
AG. Für beide Risiken werden wesentliche Kennzahlen
analysiert und gegenüber der Anstaltsträgerversamm-
lung berichtet. Die Überwachung des Garantieportfo-
lios erfolgt auf Basis von wöchentlichen und viertel-
jährlichen Berichten der HSH Nordbank AG sowie
Analysen der Treuhänder zu wesentlichen Engage-
ments. Die Bewertung der Beteiligung an der HSH
Nordbank AG und der Gesamteinschätzung der Bank
wurde regelmäßig auf Grundlage von Wertgutachten
vorgenommen. Zusätzlich werden vierteljährlich Be-
richte der HSH Nordbank AG auf wertverändernde
Umstände untersucht. 

Für die im Jahr 2014 auslaufende Refinanzierung über
1,5 Mrd. e wurden bis zum 31.12.2012 fünf Forward-
swaps und zehn Swaptions in Form von Zinskorrido-
ren in Höhe von je 100 Mio. e als Zinssicherungsge-
schäfte abgeschlossen. Damit ist ein Volumen der An-
schlussfinanzierung in Höhe von insgesamt 1,0 Mrd. e
gesichert. Bei der Auswahl möglicher Kontrahenten für
Zinssicherungsgeschäfte wurden ausschließlich Insti-
tute mit Mindestrating im Investment-Grade angespro-
chen. Im Rahmen der Zinssicherung besteht die Vor-
gabe, mit einem einzelnen Kontrahenten Geschäfte, die
sich auf ein maximales Sicherungsvolumen von 300
Mio. e beziehen, abzuschließen. Das Rechnungswesen,
die Verwaltung sowie die IT der hsh finanzfonds AöR
sind an die Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt
und das Personalwesen, das Treasury/die Liquiditäts-
steuerung sowie die Interne Revision an die Investi-
tionsbank Schleswig-Holstein ausgelagert worden. Für
die Durchführung des Rechnungswesens wird die
Standardsoftware SAP genutzt. Die Bearbeitung erfolgt
stets nach dem Vier-Augen-Prinzip. Die hsh finanz-
fonds AöR verfügt über eine umfangreiche schriftlich
fixierte Ordnung. 

4. Nachtragsbericht 

Die HSH Nordbank AG führte gemäß ihres 2009 er-
stellten Restrukturierungsplans in Abstimmung mit
der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht
den Garantiehöchstbetrag im März, Juni und Septem-
ber 2011 um jeweils 1 Mrd. e auf schließlich 7 Mrd. e

zurück. Der Vorstand der Bank hat die Länder Schles-
wig-Holstein und Hamburg gebeten, zur notwendigen
Stärkung der Kapitalquoten der Gesamtbank die Ga-
rantie der Länder über die hsh finanzfonds AöR von
derzeit 7 Mrd. e wieder auf den ursprünglichen Höchst-
betrag von 10 Mrd. e zu erhöhen. Die Landesregierun-
gen in Hamburg und Schleswig-Holstein haben der
Wiederaufstockung der Garantie um 3 Mrd. e auf dann
erneut 10 Mrd. e bereits zugestimmt. Die Zustimmung
durch die Parlamente steht derzeit noch aus. 
Die HSH Nordbank AG hat am 20.03.2013 der hsh
finanzfonds AöR mitgeteilt, dass die Common Equity
Quote zum 31. Dezember 2012 die vereinbarte Min-
destgrenze von 10 % erneut unterschreitet. Die hsh
finanzfonds AöR hat aufgrund dieser Unterschreitung
entsprechend den garantievertraglichen Regelungen
einen Verzicht auf die zusätzlichen Prämienzahlungen
in Höhe von 3,85 % p. a. ausgesprochen. Die zusätz-
lichen Prämienzahlungen werden nur dann tatsächlich
fällig, wenn und soweit es zu einer tatsächlichen Inan-
spruchnahme der Garantie kommt. Die zusätzliche
Prämie wurde daher von der hsh finanzfonds AöR bis-
lang nicht erfolgswirksam vereinnahmt. Der Verzicht
wird gegen Ausgabe eines Besserungsscheins ausge-
sprochen. 
Weitere Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach
dem 31.12.2012 bekannt geworden sind, liegen nicht
vor. 

5. Risikobericht 
Das Gesamtrisikoprofil der hsh finanzfonds AöR ist
vor dem Hintergrund zu sehen, dass es sich um eine
Anstalt handelt, die allein zum Zwecke der Kapital-
unterstützung der HSH Nordbank AG gegründet
wurde (§ 4 Abs. 1 Staatsvertrag). Die wesentlichen Ak-
tivitäten der hsh finanzfonds AöR bestehen in dem
Erwerb und Halten von Aktien der HSH Nordbank AG
und der damit verbundenen Refinanzierung, der Über-
nahme von Garantien und bei einer eventuellen Inan-
spruchnahme in der Aufnahme weiterer Kredite in
einem beschränkten Umfang. 
Neben den operativen Risiken des Geschäftsbetriebes
existieren für die hsh finanzfonds AöR Adressrisiken,
die aus dem Risikoprofil der HSH Nordbank AG abzu-
leiten sind. Risiken entstehen insbesondere aus den
Schwankungen des Beteiligungswertes der HSH Nord-
bank AG und dessen Einfluss auf die Bilanz und die
Gewinn-und-Verlust-Rechnung der hsh finanzfonds
AöR sowie aus einer möglichen Inanspruchnahme der
Garantie. Zur Absicherung letztgenannter Risiken aus
der Garantie hat die hsh finanzfonds AöR eine Rückga-
rantie der Länder Hamburg und Schleswig-Holstein
über ursprünglich 10.000,0 Mio. e erhalten, welche das
Risiko für die hsh finanzfonds AöR begrenzt. Bei der
Überprüfung der von der HSH Nordbank AG angemel-
deten Verluste, die bis zur Ausschöpfung auf die Erst-
verlusttranche und damit den Selbstbehalt der HSH
Nordbank AG anzurechnen sind, setzt die hsh finanz-
fonds AöR Treuhänder ein. Zur Begrenzung von Zins-
änderungsrisiken setzt die Anstalt Zinssicherungsge-
schäfte ein, deren Umfang zuvor mit den Anstaltsträ-
gern abgestimmt wird. Die hsh finanzfonds AöR übt
ihr Stimmrecht in Gesellschafter- und Hauptversamm-
lungen der Beteiligungsgesellschaft gemäß Weisung
durch die Anstaltsträgerversammlung aus. Damit er-
folgt die Einflussnahme auf die Beteiligung an der
HSH Nordbank AG indirekt durch die Anstaltsträger
mittels der hsh finanzfonds AöR. Das Beteiligungscon-
trolling wird direkt durch die Länder wahrgenommen.
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AK TIVA Vorjahr

EUR EUR TEUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

Individualsoftware 75.922,74 43

II. Sachanlagen

Betriebs- und Geschäftsausstattung 2.531,51 6

III. Finanzanlagen

Anteile an verbundenen Unternehmen 1.474.000.003,00 2.061.000

1.474.078.457,25 2.061.049

B. Umlaufvermögen

I. Forderungen und sonstige 
Vermögensgegenstände

1. Forderungen gegen verbundene 
Unternehmen 71.555.555,56 571.556

2. Sonstige Vermögensgegenstände 7.828.862,00 0

II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben 
und Guthaben bei Kreditinstituten 12.220.286,15 5.585

91.604.703,71 577.141

C. Rechnungsabgrenzungsposten 751.225,00 1.265

D. Nicht durch Eigenkapital 
gedeckter Fehlbetrag

1.371.171.342,88 0

Summe der Aktiva 2.937.605.728,84 2.639.455

hsh finanzfonds AöR, Hamburg
Bilanz zum 31. Dezember 2012
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PASSIVA Vorjahr

EUR EUR TEUR

A. Eigenkapital

I. Gewinnrücklagen

andere Gewinnrücklagen 335.023.762,88 553.473

II. Jahresfehlbetrag -1.706.195.105,76 -218.449

davon nicht gedeckt -1.371.171.342,88 0

-335.023.762,88

0 335.024

B. Rückstellungen

sonstige Rückstellungen 820.458.749,00 1.759

C. Verbindlichkeiten

1. Anleihen 1.529.496.575,34 1.529.416

2. Verbindlichkeiten gegenüber
Kreditinstituten 251.843.213,03 444.916

3. Sonstige Verbindlichkeiten 335.807.191,47 328.340

2.117.146.979,84 2.302.672

Summe der Passiva 2.937.605.728,84 2.639.455

Eventualverbindlichkeiten

Garantieverpflichtungen 6.181.000.000,00 7.000.000

hsh finanzfonds AöR, Hamburg
Bilanz zum 31. Dezember 2012
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hsh finanzfonds AöR, Hamburg
Gewinn-und-Verlust-Rechnung

für die Zeit vom 1. Januar 2011 bis 31. Dezember 2012

Vorjahr

EUR EUR TEUR

1. Sonstige betriebliche Erträge 56.121,04 125

2. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 279.315,82 356

b)  soziale Abgaben und Aufwendungen 
für Altersversorgung und für 
Unterstützung 208.720,00 261

3. Abschreibungen auf immaterielle 
Vermögensgegenstände des 
Anlagevermögens und Sachanlagen 29.636,98 27

4. Sonstige betriebliche Aufwendungen 825.865.707,36 9.162

826.383.380,16 9.806

5. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 284.672.720,25 814.331

davon aus verbundenen Unternehmen 
EUR 284.666.666,68 (Vj. 814.000 TEUR)

6. Abschreibungen auf Finanzanlagen 
und auf Wertpapiere des 
Umlaufvermögens 1.087.000.000,00 939.000

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 77.540.566,89 84.099

-879.867.846,64 -208.768

8. Ergebnis der gewöhnlichen 
Geschäftstätigkeit -1.706.195.105,76 -218.449

9.  Jahresfehlbetrag -1.706.195.105,76 -218.449
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2012 2011

EUR EUR

1. Jahresfehlbetrag -1.706.195.105,76 -218.448.511,75

2. + Abschreibungen auf das Anlagevermögen 1.087.029.636,98 939.027.106,06

3. +/– Zunahme/Abnahme der Rückstellungen 818.699.572,00 -1.128.423,00

4. + Sonstige zahlungsunwirksame 
Aufwendungen/Erträge 39.053.261,77 43.127.918,16

5. –/+ Zunahme/Abnahme Forderungen und 
sonstige Aktiva -7.828.862,00 -469.333.583,34

6. +/– Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten 
und sonstige Passiva -34.064.932,07 -44.086.481,81

7. = Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 196.693.570,92 249.158.024,32

8. – Auszahlungen für Investitionen in das 
Anlagevermögen 58.774,12 65.992,83

9. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit -58.774,12 -65.992,83

10. + Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen 
und aus der Aufnahme von (Finanz-)Krediten 170.000.000,00 85.000.000,00

11. – Auszahlungen für die Tilgung von Anleihen 
und (Finanz-)Krediten 360.000.000,00 335.000.000,00

12. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -190.000.000,00 -250.000.000,00

13. Zahlungswirksame Veränderungen des 
Finanzmittelbestands (Summe 7.+9.+12.) 6.634.796,80 -907.968,51

14. + Finanzmittelbestand am Anfang der Periode 5.585.489,35 6.493.457,86

15. = Finanzmittel am Ende der Periode 12.220.286,15 5.585.489,35

hsh finanzfonds AöR, Hamburg
Kapitalflussrechnung

zum 31. Dezember 2012
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Angaben zur Bilanzierung 

Die Bilanzierung wurde unter Beachtung der Vorschrif-
ten des Handelsgesetzbuches vorgenommen. 

Gemäß § 13 Abs. 2 des Staatsvertrags vom 03.04.2009
und 05.04.2009 (in Kraft getreten am 22.04.2009) sind die
Vorschriften des HGB für große Kapitalgesellschaften
anzuwenden. Die Bilanz und die Gewinn-und-Verlust-
Rechnung in der allgemeinen Fassung gemäß § 266 HGB
wurden im Hinblick auf die Aufgabenstellung der Anstalt
angepasst, um die Klarheit der Darstellung zu verbessern. 

Zwischen der hsh finanzfonds AöR und der HSH Nord-
bank AG besteht gemäß § 290 Abs. 2 Nr. 1 HGB ein Mutter-
Tochter-Verhältnis. § 296 Abs. 1 Nr. 1 HGB eröffnet jedoch
aufgrund der Weisungsgebundenheit der AöR ein Konsoli-
dierungswahlrecht, das derart genutzt wird, dass auf die
Aufstellung eines Konzernabschlusses verzichtet wird. 

Die Bewertung der Vermögensgegenstände und Schul-
den erfolgt nach den Vorschriften der §§ 252 ff. HGB. 

Die Anteile an verbundenen Unternehmen werden mit
den Anschaffungskosten oder im Falle einer dauerhaften
Wertminderung zum niedrigeren beizulegenden Wert aus-
gewiesen, wobei sich der beizulegende Wert grundsätzlich

aus dem Barwert der mit dem Eigentum an dem Unterneh-
men verbundenen zukünftigen Nettozuflüssen an die Un-
ternehmenseigner ergibt. 

Die sonstigen Rückstellungen tragen allen erkennbaren
Risiken Rechnung und wurden nach vernünftiger kaufmän-
nischer Beurteilung bemessen. Rückstellungen mit einer
Laufzeit von mehr als einem Jahr werden mit dem ihrer
Restlaufzeit entsprechenden durchschnittlichen Marktzins-
satz der vergangenen sieben Jahre abgezinst. Vermögens-
gegenstände und Schulden werden zum Bruttowert bilan-
ziert. Die Umsatzsteuerpflicht ist hierbei von materiell
untergeordneter Bedeutung. 

Die unter den Eventualverbindlichkeiten ausgewiese-
nen Garantieverpflichtungen werden, da zum Bilanzstich-
tag eine Rückstellung für eine drohende Inanspruchnahme
aus der Garantie gebildet wurde, in Höhe des entsprechend
reduzierten Höchstbetrages der Garantie ausgewiesen. 

Angaben und Erläuterungen 
zu Einzelpositionen der Bilanz 

Die nachfolgenden Erläuterungen zu den einzelnen
Positionen der Bilanz erfolgen entsprechend der Reihen-
folge der Ausweispositionen. 

hsh finanzfonds AöR
Anhang zum Jahresabschluss zum 31. Dezember 2012

hsh finanzfonds AöR, Hamburg
Eigenkapitalspiegel zum 31. Dezember 2012

Gewinnrücklagen
in EUR

Jahresüberschuss
in EUR

Summe Eigenkapital
in EUR

Eigenkapital 
zum 01.01.2011 246.931.889,29 306.540.385,34 553.472.274,63

Ergebnisverwendung 
2010 306.540.385,34 -306.540.385,34 0,00

Jahresfehlbetrag 
2011 0,00 -218.448.511,75 -218.448.511,75

Eigenkapital 
zum 31.12.2011 553.472.274,63 -218.448.511,75 335.023.762,88

Eigenkapital 
zum 01.01.2012 553.472.274,63 -218.448.511,75 335.023.762,88

Ergebnisverwendung 
2011 -218.448.511,75 218.448.511,75 0,00

Jahresfehlbetrag 
2012 0,00 -1.706.195.105,76 -1.706.195.105,76

Eigenkapital 
zum 31.12.2012 335.023.762,88 -1.706.195.105,76 -1.371.171.342,88



Immaterielle 
Vermögens-

gegenstände
in T€

Sachanlage-
vermögen

in T€

Anschaffungskosten 01.01.2012 47,1 35,6
• Zugänge 58,8  0,0
• Abgänge 0,0 0,0
• Abschreibungen kumuliert 30,0 33,1

Restbuchwert 31.12.2012 75,9 2,5

Anschaffungskosten kumuliert 105,9 35,6
Abschreibungen des Geschäftsjahres 26,0 3,6

Entwicklung des Finanzanlagevermögens
in T€

Anschaffungskosten 01.01.2012 3.000.000,0
• Zugänge 500.000,0
• Abgänge 0,0
• Abschreibungen kumuliert 2.026.000,0

Restbuchwert 31.12.2012 1.474.000,0

Anschaffungskosten kumuliert 3.500.000,0
Abschreibungen des Geschäftsjahres 1.087.000,0

Die Sachanlagen und die immateriellen Vermögensgegenstände werden zu Anschaf-
fungskosten aktiviert und über die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer linear abge-
schrieben. Außerplanmäßige Abschreibungen sind 2012 nicht zu verzeichnen.
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AKTIVA 

1. Entwicklung des Anlagevermögens

Unter der Position Finanzanlagen werden die Anteile
der Anstalt an der HSH Nordbank AG, Gerhart-Haupt-
mann-Platz 50, 20095 Hamburg, und Martensdamm 6,
24103 Kiel, in Höhe von 1.474.000,0 Te (Vj. 2.061.000,0
Te) ausgewiesen. Diese entsprechen zum 31.12.2012
einer Anteilsquote an der HSH Nordbank AG von 
65,01 % (Vj. 59,92 %). 

Das Eigenkapital der HSH Nordbank AG (Konzern)
beträgt laut aufgestelltem und testiertem Abschluss 2012
5.272,0 Mio. e (Vj. 4.825,0 Mio. e), das Konzernjahres-
ergebnis -124 Mio. e (Vj. nach Anpassung -265 Mio. e). 

Zur Erfüllung der EU-Auflagen wurde die im Geschäfts-
jahr 2011 vereinnahmte Einmalzahlung der HSH Nord-
bank AG an die hsh finanzfonds AöR in Höhe von 500
Mio. e durch eine Kapitalerhöhung in die HSH Nord-
bank AG eingebracht. Der Beteiligungswert erhöhte
sich somit zunächst von 2.061,0 Mio. e per 31.12.2011
auf 2.561,0 Mio. e zum 18.01.2012. Die Eintragung der
Kapitalerhöhung in die Handelsregister der HSH Nord-
bank AG erfolgte am 20.02.2012. 

Für die Ermittlung des Beteiligungswertes zum
31.12.2012 wurde von der HSH Nordbank AG eine Neu-
bewertung vorgenommen. Die Bewertung wurde unter
Anwendung der Grundsätze des IDW S1 erstellt und
von einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft kritisch durch-
gesehen und als sachgerecht beurteilt. 

Vor dem Hintergrund der Verschärfung der Finanz- und
Staatsschuldenkrise hat die HSH Nordbank AG ihre
Planungen nach unten korrigiert, sodass sich für die hsh
finanzfonds AöR ein niedrigerer beizulegender Wert von
1.474,0 Mio. e ergab. Hieraus resultierte zum Bilanz-
stichtag eine Abschreibung in Höhe von 1.087,0 Mio. e,

da aufgrund der Eintrübung des wirtschaftlichen Umfel-
des von einer dauerhaften Wertminderung auszugehen
ist. 

2. Umlaufvermögen 

Hier werden noch ausstehende Forderungen aus der
Garantieübernahme gegenüber der HSH Nordbank AG
in Höhe von insgesamt 71.555,6 Te (Vj. 571.555,6 Te)
ausgewiesen. Im Vorjahr wurden außerdem Forderun-
gen in Höhe von 500.000,0 Te aufgrund der von der
Europäischen Kommission auferlegten Einmalzahlung
berücksichtigt. Außerdem werden sonstige Vermögens-
gegenstände von 7.828,8 Te (Vj. 0,0 Te), Tagesgeldanla-
gen von 0,0 Te (Vj. 4.550,1 Te) sowie die auf dem Giro-
konto bei der Deutschen Bundesbank gehaltenen Mittel
in Höhe von 12.220,3 Te (Vj. 1.035,4 Te) gezeigt. Sämt-
liche Forderungen haben eine Restlaufzeit von weniger
als einem Jahr. 

3. Rechnungsabgrenzungsposten 

Diese Position weist das Disagio aus einer begebenen
Anleihe in Höhe von 751,0 Te (Vj. 1.264,0 Te) und sons-
tige in Höhe von 0,2 Te (Vj. 0,2 Te) aus. 

4. Nicht durch Eigenkapital gedeckter Fehlbetrag 

Der Jahresfehlbetrag aus dem Geschäftsjahr 2012 von
1.706,2 Mio. e hat das Eigenkapital der hsh finanzfonds
AöR vollständig aufgezehrt und führt insgesamt zu
einem nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag in
Höhe von 1.371,2 Mio. e. Die buchmäßige Überschul-
dung der hsh finanzfonds AöR ist von der insolvenz-
rechtlichen Überschuldung abzugrenzen, da die Träger
der hsh finanzfonds AöR nach § 3 Abs. 2 Staatsvertrag
eine Anstaltslast zugunsten der Anstalt übernommen
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haben und nach § 1 des Hamburgischen Insolvenzunfä-
higkeitsgesetzes die hsh finanzfonds AöR als juristische
Personen des öffentlichen Rechts insolvenzunfähig ist.
Dementsprechend folgt aus einem negativen Eigenkapi-
tal nicht automatisch ein Ausgleichsanspruch aus der
Anstaltslast. Erst wenn eine insolvenzrechtlich ver-
gleichbare Lage vorliegt und beispielsweise die Mittel
der hsh finanzfonds AöR nicht ausreichen, um die lau-
fenden Verbindlichkeiten zu begleichen, könnte ein
Ausgleichsanspruch aus der Anstaltslast entstehen.
Hiervon ist nach derzeitigem Kenntnisstand nicht aus-
zugehen. 

PASSIVA 

5. Eigenkapital 

Anteilseigner und Anstaltsträger sind die Freie und
Hansestadt Hamburg sowie das Land Schleswig-Holstein.
Gemäß Staatsvertrag vom 03.04.2009 und 05.04.2009 (in
Kraft getreten am 22.04.2009) wurde die Anstalt ohne
Eigenkapital gegründet. Der Jahresfehlbetrag aus dem
Geschäftsjahr 2012 in Höhe von 1.706,2 Mio. e über-
steigt die Gewinnrücklagen und führt insgesamt zu
einem nicht durch Eigenkapital gedeckten Fehlbetrag. 

6. Rückstellungen 

Ein wesentliches Risiko für die hsh finanzfonds AöR ist
die Inanspruchnahme aus der Garantie. In diesem Zu-
sammenhang prüft die hsh finanzfonds AöR, ob und ggf.
in welcher Höhe im Hinblick auf die drohende Inan-
spruchnahme aus der Garantie die Bildung einer Rück-
stellung erforderlich wird. 

Wesentliche Indikatoren für eine Rückstellungsbildung
sind die Auslastung der Erstverlusttranche der Garantie
und die erwarteten Verluste in den nächsten zwölf
Monaten, die neu gebildete Risikovorsorge, die Zie-
hungswahrscheinlichkeit (Wahrscheinlichkeit für die
Inanspruchnahme aus der Garantie) sowie die Verlust-
planung der Bank. 

Die Auslastung der Erstverlusttranche der Garantie be-
läuft sich zum 31.12.2012 auf 316 Mio. e. Die HSH
Nordbank AG erwartet Verluste für den Zeitraum der
nächsten zwölf Monate von rd. 680 Mio. e. Die neu
gebildete Risikovorsorge überschreitet den verbleiben-
den Selbstbehalt der HSH Nordbank AG zum Stichtag
31.12.2012 um insgesamt ca. 2,3 Mrd. e. Aufgrund der
geänderten Verlustplanung der HSH Nordbank AG bis
zum Jahr 2025 betrug die Ziehungswahrscheinlichkeit
für die Garantie zum Stichtag wesentlich mehr als 50 %.

Nach ihrer aktuellen Planung geht die HSH Nordbank
AG davon aus, dass die im abgesicherten Portfolio auf-

laufenden Verluste ab dem Jahr 2019 den Selbstbehalt
der Bank überschreiten und damit erstmals die Garantie
in Höhe von bis zu 1,3 Mrd. e bis zum Jahr 2025 in
Anspruch genommen wird. 
Die Einschätzungen zur langfristigen Entwicklung der
Risikovorsorge sowie insbesondere zur Verlustplanung
und daraus folgend zur finalen Inanspruchnahme aus
der Zweitverlustgarantie sind aufgrund des sehr langen
Planungshorizonts mit erheblichen Unsicherheiten ver-
bunden. Dies gilt zum Beispiel hinsichtlich der Ent-
wicklung der maßgeblichen Marktparameter im Bereich
Shipping wie Fracht- und Charterraten sowie des US-
Dollar-Wechselkurses. Diese Unsicherheitsfaktoren kön-
nen die zukünftige Entwicklung stärker beeinflussen als
erwartet. Die Entwicklung der vergangenen Jahre hat
darüber hinaus gezeigt, dass die Prognosefähigkeit in
einem volatilen Umfeld für Banken nur eingeschränkt
gegeben ist. 
Da aufgrund der über 50 % gestiegenen Ziehungswahr-
scheinlichkeit und der von der HSH Nordbank AG
erwarteten Inanspruchnahmen aus der Garantie in Höhe
von 1,3 Mrd. e konkrete Anhaltspunkte vorliegen, die
den Eintritt einer Inanspruchnahme als ernsthaft bevor-
stehend erscheinen lassen und somit Aufwendungen aus
den Inanspruchnahmen objektiv zu erwarten sind, wur-
den Rückstellungen für das Risiko der Inanspruch-
nahme der Garantie gebildet. 
Aufgrund der drohenden Inanspruchnahme aus der
Garantie ab dem Jahr 2019 wurde die Rückstellung mit
dem ihrer Restlaufzeit entsprechenden durchschnitt-
lichen Marktzinssatz der vergangenen sieben Jahre ab-
gezinst. 
Die Rückgarantie, die für den Fall der tatsächlichen
Inanspruchnahme der hsh finanzfonds AöR aus der
Garantie einen Rückgriffsanspruch gegen die Länder
gewährt, wurde nicht berücksichtigt, da die entspre-
chenden Voraussetzungen des IDW RS HFA 34 zum
Bilanzstichtag nicht erfüllt waren. Rückgriffansprüche
gegen die Gesellschafter können insoweit entstehen, als
im Zeitpunkt der erwarteten Inanspruchnahme aus der
Garantie bei der hsh finanzfonds AöR nicht genügend
Eigenkapital vorhanden ist, um diese zu decken. Nach
dem Staatsvertrag sind die Einnahmen aus der Garantie
vorrangig zur Deckung des Risikos aus der Inanspruch-
nahme der Garantie zu verwenden. 
Zum 31.12.2012 wurde eine Rückstellung für die dro-
hende Inanspruchnahme aus der Garantie in Höhe des
Erfüllungsbetrages von 819 Mio. e gebildet. Weiterhin
wurden sonstige Rückstellungen für ausstehende Rech-
nungen gebildet für 

31.12.2012
in T€

31.12.2011
in T€

•  Beratungs- und Unterstützungs-
leistungen 1.290,2 1.604,2

•  Kosten in Zusammenhang mit dem 
Jahresabschluss 87,2 90,4

• Ausstehende Gehaltszahlungen 33,6 47,1

• Sonstige Rückstellungen 47,8 17,5

7. Verbindlichkeiten 

Der Staatsvertrag zur Errichtung der hsh finanzfonds
AöR zwischen den Ländern Hamburg und Schleswig-

Holstein sichert sämtliche gegenüber der HSH Nord-
bank AG bestehende Verbindlichkeiten durch Garan-
tien und alle anderen Verbindlichkeiten durch die
Gewährträgerhaftung der Länder. 
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8. Eventualverbindlichkeiten 

Die Eventualverbindlichkeiten resultieren vollständig
aus der Garantieübernahme gegenüber der HSH Nord-
bank AG und wurden im Geschäftsjahr 2012 um die
Rückstellungshöhe für das Risiko der aus Inanspruch-
nahme der Garantie von 819.000,0 Te auf 6.181.000,0
Te vermindert. 

Angaben und Erläuterungen 
zur Gewinn-und-Verlust-Rechnung 

Die Gewinn-und-Verlust-Rechnung bezieht sich auf den
Zeitraum vom 01.01.2012 bis 31.12.2012. 

1. Personalaufwand 

Der Personalaufwand betrug 2012 insgesamt 488,0 Te
(Vj. 617,0 Te). Er untergliedert sich in Gehaltszahlun-
gen in Höhe von 279,3 Te (Vj. 355,8 Te) und Sozialab-
gaben von insgesamt 208,7 Te (Vj. 261,2 Te). 

2. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegen-
stände des Anlagevermögens und Sachanlagen 

Neben den planmäßigen Abschreibungen auf das Sach-
anlagevermögen von 3,6 Te (Vj. 23,2 Te) wird in dieser
Position die Abschreibung auf immaterielle Wirtschafts-
güter in Höhe von 26,0 Te (Vj. 3,9 Te) ausgewiesen. 

3. Sonstige betriebliche Aufwendungen 

Die Aufwendungen von insgesamt 825.865,7 Te (Vj.
9.162,2 Te) werden insbesondere durch die Rückstel-
lungsbildung für die drohende Inanspruchnahme aus
der Garantie von 819.000,0 Te (Vj. 0,0 Te) sowie durch
die ausgelagerten Dienstleistungen für Beratungskosten
von 3.882,9 Te (Vj. 6.021,0 Te) und die Kosten für
Dienstleistungen der Treuhänder von 2.411,8 Te (Vj.
2.560,1 Te) bestimmt. 

4. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 

Größter Posten hier sind die Provisionserträge in Höhe
von 284.666,7 Te (Vj. 814.000,0 Te). Die Höhe dieser
von der HSH Nordbank AG zu tragenden Garantiege-
bühr wird durch die im Garantievertrag vom 02.06.2009 

zwischen der HSH Nordbank AG und der hsh finanz-
fonds AöR in § 3 (Garantiegebühr) festgelegten Regelun-
gen bestimmt. Im Vorjahr wurden außerdem Erträge in
Höhe von 500.000 Te aufgrund der von der Europäi-
schen Kommission auferlegten Einmalzahlung berück-
sichtigt. 

5. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 

Es werden Zinsaufwendungen in Höhe von 77.540,6 Te
(Vj. 84.098,3 Te) ausgewiesen. 

6. Abschreibungen auf Finanzanlagen und auf Wertpa-
piere des Umlaufvermögens 

Bei dem Ausweis handelt es sich um eine Abschreibung
auf die Anteile an der HSH Nordbank AG von
1.087.000,0 Te (Vj. 939.000,0 Te). 

7. Jahresfehlbetrag 

Im Geschäftsjahr 2012 wurde ein Jahresfehlbetrag von
1.706.195,1 Te (Vj. Jahresfehlbetrag 218.448,5 Te) er-
wirtschaftet. 

Sonstige Angaben 

Bei den Eventualverbindlichkeiten handelt es sich aus-
schließlich um die Garantie gegenüber der HSH Nordbank
AG, die durch die Eigner, die Freie und Hansestadt Ham-
burg und das Land Schleswig-Holstein, jeweils zur Hälfte
garantiert wird. 

1. Abschlussprüferhonorar 

Für das abgelaufene Geschäftsjahr wurden Honorarzah-
lungen von insgesamt 66,3 Te (Vj. 64,2 Te) aufwands-
wirksam erfasst und Erträge aus der Auflösung von nicht
verbrauchten Rückstellungen in Höhe von 0,3 Te (Vj.
8,2 Te) vereinnahmt. Davon entfallen 30,3 Te (Vj. 20,7
Te) auf Abschlussprüfungsleistungen, 24,2 Te (Vj. 35,3
Te) auf andere Bestätigungsleistungen und 11,5 Te (Vj.
0,0 Te) auf sonstige Leistungen. 

2. Zinssicherung 

Zur Absicherung von Zinsänderungsrisiken wurden ins-
gesamt fünf Forwardswaps sowie zehn Swaptions in

aus Anleihen 31.12.2012 31.12.2011

mit einer Restlaufzeit in T€ in T€
• bis zu einem Jahr 29.496,6 29.416,0
• mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 1.500.000,0 1.500.000,0
• mehr als fünf Jahre 0,0 0,0

gegenüber Kreditinstituten 31.12.2012 31.12.2011

mit einer Restlaufzeit in T€ in T€
• bis zu einem Jahr 171.843,2 364.915,6
• mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 0,0 0,0
• mehr als fünf Jahre 80.000,0 80.000,0

Sonstige 31.12.2012 31.12.2011

mit einer Restlaufzeit in T€ in T€
• bis zu einem Jahr 7.979,2 8.340,1
• mehr als ein Jahr bis fünf Jahre 7.828,0 0,0
• mehr als fünf Jahre 320.000,0 320.000,0
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Form von Zinskorridoren in Höhe von je 100 Mio. e
abgeschlossen, die in einem sachlichen Zusammenhang
mit im Jahr 2014 zu erfolgenden Anschlussfinanzierun-
gen stehen und daher antizipative Bewertungseinheiten
bilden. Die Überprüfung der Effizienz dieser Siche-
rungsbeziehungen erfolgt nach der hypothetischen De-
rivatemethode, die die Deckungsgleichheit der Zah-
lungsströme prüft. Zum 31.12.2012 waren die Bewer-
tungseinheiten zu 100 % effizient. Die Zinssicherungs-
geschäfte wurden als Bewertungseinheit abgebildet und
sind somit ergebnisneutral. 

3. Anzahl der Mitarbeiter im Jahresdurchschnitt 

Die hsh finanzfonds AöR verfügte im Geschäftsjahr
2012 insgesamt über vier Mitarbeiterkapazitäten (Vj.
fünf Mitarbeiterkapazitäten). Im Jahresdurchschnitt
wurden sechs Mitarbeiter (Vj. fünf Mitarbeiter) beschäf-
tigt. 

4. Organe und Ausschüsse 

Die Mitglieder der Geschäftsleitung erhielten im abge-
laufenen Geschäftsjahr Bezüge von insgesamt 108,0 Te
(Vj. 108,0 Te). Diese Vergütung ist erfolgsunabhängig.
Es wurden weder erfolgsabhängige Anteile noch solche
mit langfristiger Anreizwirkung gezahlt. Zahlungen an
die Mitglieder der Anstaltsträgerversammlung erfolgten
2012 nicht. Vorschüsse und/oder Kredite sind an die
Mitglieder der Geschäftsleitung sowie der Anstaltsträ-
gerversammlung nicht gewährt worden. 

5. Nahestehende Personen und Unternehmen 

Mit Beschluss der Europäischen Kommission vom
20.09.2011 wurde das Beihilfeverfahren in Sachen HSH
Nordbank AG abgeschlossen. In ihrem Beschluss
kommt die Europäische Kommission zu dem Ergebnis,
dass die Stützungsmaßnahmen zugunsten der HSH
Nordbank AG mit dem Binnenmarkt vereinbar sind.
Die Entscheidung steht unter dem Vorbehalt der Erfül-
lung bestimmter Auflagen. 

Zu diesen Auflagen gehört eine Einmalzahlung der HSH
Nordbank AG an die hsh finanzfonds AöR in Höhe von
500 Mio. e, die von der hsh finanzfonds AöR im Wege
der Kapitalerhöhung in die HSH Nordbank AG einzu-
bringen ist. Diese Auflage wurde mit Eintragung der
Kapitalerhöhung in entsprechender Höhe in die Han-
delsregister der HSH Nordbank AG am 20.02.2012 abge-
schlossen. 

Weiterhin sieht der Auflagenkatalog eine Änderung des
Vertrages über die Zweitverlustgarantie in Höhe von
ursprünglich 10 Mrd. e vor, wonach die Garantieprovi-
sion in Höhe von 4 % p. a. um eine zusätzliche Prämie in
Höhe von 3,85 % zu ergänzen ist. Bemessungsgrundlage
für die zusätzliche Prämie ist das Garantienominal in
Höhe von 10 Mrd. e, abzüglich bereits erfolgter Teilre-
duzierungen aktuell 7 Mrd. e. Inanspruchnahmen redu-
zieren die Bemessungsgrundlage nicht. Für die Jahre
2009 bis 2011 erfolgten Leistungen in Höhe von 752
Mio. e. Für das Geschäftsjahr 2012 ist zum Zahlungster-
min 07.03.2013 ein Betrag in Höhe von 274 Mio. e zu
berücksichtigen. Die zusätzliche Prämie kann durch die
hsh finanzfonds AöR jedoch erst dann anteilig verein-
nahmt werden, wenn und soweit es zu einer Inanspruch-
nahme aus der Garantie kommt. 

Für die Zusatzprämie gilt der in der Änderungsverein-
barung verankerte Mechanismus der „Quotenschutz-
klausel“ mit Besserungsschein. Demnach entfällt der
Anspruch der Garantiegeberin auf Zahlung der Zusatz-
prämie, soweit und solange die Common Equity Quote
des HSH Nordbank Konzerns 10 % zu bestimmten

Stichtagen unterschreitet. Der Verzicht der Garantiege-
berin wird in jedem Fall mit einem Besserungsschein
verknüpft, der eine Laufzeit bis 31.12.2034 vorsieht. Der
aufgeschobene Anspruch auf die zusätzliche Prämie lebt
während der Laufzeit des Besserungsscheins in der
Höhe jeweils wieder auf, in der die Mindest Common
Equity-Quote überschritten wird. 

Die HSH Nordbank AG hat am 20.03.2013 der hsh
finanzfonds AöR mitgeteilt, dass die Common Equity-
Quote zum 31. Dezember 2012 die vereinbarte Mindest-
grenze von 10 % erneut unterschreitet. Die hsh finanz-
fonds AöR hat aufgrund dieser Unterschreitung entspre-
chend den garantievertraglichen Regelungen einen Ver-
zicht gegen Besserungsschein auf die zusätzlichen Prä-
mienzahlungen ausgesprochen. 

Mitglieder der Anstaltsträgerversammlung 
vom 01.01. bis 31.12.2012 

Als Vertreter der Freien und Hansestadt Hamburg: 

Vorsitzender Andreas Bolenz
Leitender Regierungsdirektor
Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg, 
Vermögens- und Beteiligungsmanagement 

Dr. Rainer Klemmt-Nissen 
Geschäftsführer 
HGV Hamburger Gesellschaft für Vermögens-
und Beteiligungsmanagement mbH 

Dauerhaft bestellter Vertreter:

Dr. Jörg Arzt-Mergemeier 
Regierungsdirektor 
Finanzbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg, 
Vermögens- und Beteiligungsmanagement 

Als Vertreter des Landes Schleswig-Holstein: 

Silke Ruck (ab 18.10.2012) 
Ministerialrätin 
Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein 

Erhard Wollny (bis 18.10.2012) 
Ministerialrat 
Ministerium für Wissenschaft, Wirtschaft und Verkehr
des Landes Schleswig-Holstein 

Lutz Koopmann
Ehem. Vorstandsvorsitzender der
Investitionsbank Schleswig-Holstein

Dauerhaft bestellter Vertreter: 

Peter Däuber 
Regierungsdirektor 
Finanzministerium des Landes Schleswig-Holstein 

Stellvertreter für Lutz Koopmann: 

Erk Westermann-Lammers 
Vorstandsvorsitzender 
Investitionsbank Schleswig-Holstein 

Geschäftsleitung 

Ralf Sommer 
Dr. Karl-Hermann Witte 

Staatsaufsicht 

Freie und Hansestadt Hamburg 
Land Schleswig-Holstein 
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Bestätigungsvermerk 
Zu dem Jahresabschluss und dem Lagebericht haben wir

folgenden Bestätigungsvermerk erteilt: 

„Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz,
Gewinn- und Verlustrechnung, Kapitalflussrechnung, Ei-
genkapitalspiegel sowie Anhang – unter Einbeziehung der
Buchführung und den Lagebericht der hsh finanzfonds
AöR, Hamburg, für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2012
bis 31. Dezember 2012 geprüft. Die Buchführung und die
Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den
deutschen handelsrechtlichen Vorschriften sowie den er-
gänzenden Bestimmungen des Staatsvertrages vom 3. und 
5. April 2009 zwischen dem Land Schleswig-Holstein und
der Freien und Hansestadt Hamburg, welcher am 22. April
2009 in Kraft getreten ist, liegen in der Verantwortung der
gesetzlichen Vertreter der Gesellschaft. Unsere Aufgabe ist
es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung
eine Beurteilung über den Jahresabschluss unter Einbezie-
hung der Buchführung und über den Lagebericht abzuge-
ben. 

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317
HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprü-
fer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-
mäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die
Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass Unrichtig-
keiten und Verstöße, die sich auf die Darstellung des durch
den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze ord-
nungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht
vermittelten Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-
lage wesentlich auswirken, mit hinreichender Sicherheit
erkannt werden. Bei der Festlegung der Prüfungshandlun-
gen werden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und
über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der Gesell-

schaft sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berück-
sichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit
des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, Jahres-
abschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von
Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung
der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der wesent-
lichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die
Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses
und des Lageberichts. Wir sind der Auffassung, dass unsere
Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere
Beurteilung bildet. 

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss
den gesetzlichen Vorschriften sowie den ergänzenden Be-
stimmungen des Staatsvertrages vom 3. und 5. April 2009
zwischen dem Land Schleswig-Holstein und der Freien und
Hansestadt Hamburg, welcher am 22. April 2009 in Kraft
getreten ist, und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze
ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz-
und Ertragslage der Gesellschaft. Der Lagebericht steht in
Einklang mit dem Jahresabschluss, vermittelt insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft und stellt
die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung
zutreffend dar.“ 

Hamburg, den 24. April 2013

Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
gez. Nissen-Schmidt gez. Meyer
Wirtschaftsprüferin Wirtschaftsprüfer 

Bericht der Anstaltsträgerversammlung 
Die Anstaltsträgerversammlung hat sich im Berichts-

jahr in mehreren Sitzungen in Wahrnehmung ihrer gesetz-
lichen und satzungsmäßigen Aufgaben über die Geschäfts-
entwicklung der hsh finanzfonds AöR informiert, die
Handlungen der Geschäftsführung überwacht und die
erforderlichen Beschlüsse gefasst. 

Der Jahresabschluss zum 31. Dezember 2012 ist durch
die WP-Gesellschaft Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft geprüft und mit dem uneingeschränkten

Bestätigungsvermerk versehen worden. Die Anstaltsträger-
versammlung hat den Jahresabschluss sowie den Lagebe-
richt genehmigt und der Geschäftsführung Entlastung
erteilt. 

Hamburg, 25. April 2012

Die Vorsitzende der Anstaltsträgerversammlung

gez. Ruck
Ministerialrätin 545

Die gesetzlichen Vertreter der hsh finanzfonds AöR ver-
sichern nach bestem Wissen, dass gemäß den anzuwenden-
den Rechnungslegungsgrundsätzen der Jahresabschluss für
das Geschäftsjahr 2012 der hsh finanzfonds AöR ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der hsh finanzfonds AöR
vermittelt und im Lagebericht der Geschäftsverlauf ein-
schließlich des Geschäftsergebnisses und die Lage der hsh
finanzfonds AöR so dargestellt sind, dass ein den tatsäch-

lichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt wird
und dass die wesentlichen Chancen und Risiken der voraus-
sichtlichen Entwicklung der hsh finanzfonds AöR beschrie-
ben sind. 

Hamburg, den 23. April 2013

gez. Sommer gez. Witte
Geschäftsführer Geschäftsführer

Erklärung
nach § 264 Abs. 2 Satz 3 und § 289 Abs. 1 Satz 5 HGB 
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Zwangsversteigerung
902 K 26/12. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung soll das in Hamburg, Bre-
dowstraße, nordwestlich Bredowstraße
17 belegene, im Grundbuch von Bill-
brook Blatt 399 eingetragene 9034 m2

große Grundstück (Flurstück 1932),
durch das Gericht versteigert werden.

Das Grundstück ist bebaut mit einer
Gewerbeimmobilie, bestehend aus vier
Lagerhallen, einer dreigeschossigen Bü-
roeinheit und einem weiteren kleinen
Büro in einer der Hallen. Es bestehen
am Grundstück vier Miet-/Nutzungs-
verhältnisse. Die Gesamtnutzfläche glie-
dert sich in etwa 5005 m2 (Kalt-)Lager-
hallen und etwa 531 m2 Bürofläche. In-
nerhalb der (Kalt-)Lagerhallen sind in
zwei (Kalt-)Lagerhallen Schmalgang-
Palettenregalsysteme für insgesamt 7500
Euro-Paletten vorhanden. Das Grund-
stück steht unter Zwangsverwaltung.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 2 210 000,– Euro.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Donnerstag, den 31. Ok-
tober 2013, 9.30 Uhr, vor dem Amtsge-
richt Hamburg-St. Georg, Lübeckertor-
damm 4, I. Stock, Saal 1.01.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer
1.34, montags bis freitags von 9.00 Uhr
bis 13.00 Uhr, eingesehen werden. Infos
auch im Internet: www.zvg.com.

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 26. Juni 2012 in das Grundbuch
eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungs-
termin vor der Aufforderung zur
Abgabe von Geboten anzumelden und,
wenn der Gläubiger widerspricht,
glaubhaft zu machen, widrigenfalls sie
bei der Feststellung des geringsten
Gebots nicht berücksichtigt und bei der
Verteilung des Versteigerungserlöses
dem Anspruch des Gläubigers und den
übrigen Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Ver-
steigerung des Grundstücks oder des
nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs
entgegensteht, wird aufgefordert, vor
der Erteilung des Zuschlags die Auf-
hebung oder einstweilige Einstellung
des Verfahrens herbeizuführen, widri-
genfalls für das Recht der Versteige-

rungserlös an die Stelle des versteiger-
ten Gegenstandes tritt.
Hamburg, den 21. Juni 2013

Das Amtsgericht
Hamburg-St. Georg

Abteilung 902 546

Zwangsversteigerung
417 K 37/12. Im Wege der Zwangs-

vollstreckung sollen die in Hamburg-
Neuengamme, West-Kraueler Bogen 1
belegenen, im Grundbuch von Neuen-
gamme Blatt 2325 und Blatt 2326 einge-
tragenen Grundstücke, durch das Ge-
richt versteigert werden.

Das Flurstück 4804, 5398 m2 groß,
ist bebaut mit einem eingeschossigen
Bauernhaus mit zweigeschossigem An-
bau, nicht unterkellert, Dachgeschoss
teils zu Wohnzwecken ausgebaut, Klin-
kerfassade, reetgedecktes Krüppelwalm-
dach/Mansarddach, Garage, reetgedeckte
Scheune in Fachwerkbauweise. Die
Scheune ist zu erhalten (Denkmal). Ur-
sprungsbaujahr: spätes 19. Jahrhundert,
etwa 1907 Umbau der Außenwände,
etwa 1936 Umbau einer Wagenremise
zur Garage, etwa 1969 Einbau einer
Ölfeuerungsanlage, etwa 1970 Erweiter-
ungsbau am Bauernhaus. Eine Wohn-
einheit im Bauernhaus/Anbau mit rund
272 m2, bestehend aus 3 Zimmern, Diele,
offener Küche, 2 Fluren, 2 Duschbä-
dern im östlichen Teil sowie 5 Durch-
gangsräumen, 2 Fluren im westlichen
Teil, Gasheizung. Eine Wohneinheit im
rückwärtigen Erd- bis Dachgeschoss, be-
stehend aus 6 Zimmern, Küche, 3 Flu-
ren, Bad, WC und Abstellraum mit rund
108 m2 Wohnfläche, Ölheizung. Beide
Einheiten sind nicht vermietet. Umfang-
reicher Instandsetzungs- und Moderni-
sierungsbedarf. Bei dem 5702 m2 gro-
ßen Flurstück 4805 handelt es sich um
eine Waldfläche ohne Bebauung.

Verkehrswert gemäß § 74 a Absatz 5
ZVG: 250 000,– Euro für das bebaute
Flurstück 4804 und 15 000,– Euro für
das Waldgrundstück.

Der Versteigerungstermin wird be-
stimmt auf Dienstag, den 27. August
2013, 10.00 Uhr, vor dem Amtsge-
richt Hamburg-Bergedorf, Ernst-Man-
tius-Straße 8, I. Stock, Saal 114.

Das über den Verkehrswert des
Grundbesitzes eingeholte Gutachten
kann auf der Geschäftsstelle, Zimmer
312, montags bis freitags von 9.00 Uhr
bis 13.00 Uhr, eingesehen werden. Tele-

fon: 040 / 4 28 91 - 23 93 / -21 63. Infos
auch im Internet: www.zvg.com.

Der Zwangsversteigerungsvermerk
ist am 23. Januar 2013 in das Grund-
buch eingetragen worden.

Rechte, die bei der Eintragung 
des Versteigerungsvermerks aus dem
Grundbuch nicht ersichtlich waren,
sind spätestens im Versteigerungster-
min vor der Aufforderung zur Abgabe
von Geboten anzumelden und, wenn
der Gläubiger widerspricht, glaubhaft
zu machen, andernfalls werden sie bei
der Feststellung des geringsten Gebots
nicht berücksichtigt und bei der Vertei-
lung des Versteigerungserlöses dem An-
spruch des Gläubigers und den übrigen
Rechten nachgesetzt werden.

Wer ein Recht hat, das der Versteige-
rung des Objekts oder des nach § 55
ZVG mithaftenden Zubehörs entgegen-
steht, wird aufgefordert, vor der Ertei-
lung des Zuschlags die Aufhebung oder
einstweilige Einstellung des Verfahrens
herbeizuführen, andernfalls tritt für das
Recht der Versteigerungserlös an die
Stelle des versteigerten Gegenstandes.
Hamburg, den 21. Juni 2013

Das Amtsgericht
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 417 547

Ausschließungsbeschluss
406 II 15/12. Auf Antrag des Herrn

Jürgen Mehrmann, Vorderdeich 67,
21037 Hamburg, vertreten durch den
Notar Dr. Marius Kohler in Hamburg,
Reetwerder 23 A, 21029 Hamburg, be-
schließt das Amtsgericht Hamburg-
Bergedorf, Abteilung 406, durch den
Rechtspfleger Prüssing:

Der Deutsche Grundschuldbrief
Gruppe 4 Nummer 053961 über die im
Grundbuch des Amtsgerichts Ham-
burg-Bergedorf von Reitbrook Blatt 279
in Abteilung III unter der Nummer 2
– zwei – für Beamtenheimstättenwerk,
Gemeinnützige Bausparkasse für den
öffentlichen Dienst GmbH, Haupt-
verwaltung für die Bundesrepublik
Deutschland, Hameln, eingetragene
Grundschuld über 21 000,– DM (Ein-
undzwanzigtausend Deutsche Mark),
wird für kraftlos erklärt. Der Antrag-
steller trägt die Kosten des Verfahrens.
Hamburg, den 10. Juni 2013

Das Amtsgericht
Hamburg-Bergedorf

Abteilung 406

Gerichtliche Mitteilungen
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